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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Ruerfurk, Delitzſch Bikkterfeld,

Naumburg Weißen
Expedition Harz 42/43. und die Mansfelder Kreiſe.

fels- Zeik, Wittenberg -Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga
R. daktion: Harz 42/43.

Was Preußen für die Kirche zählt.
Trennungen der Kirche vom Staat iſt eine alte ſogzialdemo

kratiſche Forderung. die Geiſtlichkeit nichts davon wiſſen
will, iſt menſchlich begreiflich, denn ſie hat noch immer gefun
den, daß es ſich an der Staatskrippe weit wohler ſein läßt, als

lediglich auf die Opferwilligkeit der Gemeinde-Zuglieher ange en wäre. Der preußiſche Staat läßt ſich
r dieſer dern lumpen, denn er wei Jur zu gut, was

er von einer ſtets willfährigen GeiſtlichkeitPreußen zahlt dem n wegen t in Berlin 12 000

lt, ſeinem Kollegen in Hannover 11 000 Mark. Die
h in Königsberg, a Stettin, Poſen,
e Koble el, Hannover undi je Wo o ark ein, ihre Kollegen in Wies-

haden und Aurich müſſen mit je 9000 Mark zufrieden ſein.
17 alſuperintendenten beziehen je 10 000 Mark Gehalt pro
Jahr, fünf andere je 7200 Mark, einer, der ſeine Stellung im

verſieht, bekommt dafür einen Zuſchuß von 2400 Mk.
t Konſiſtorialräte beziehen 4800--7200 Mark Gehalt, einige
davon auch noch 900 Mark Zulage. 86 Räte ſind im Nebenamt
tätig, ſie erha für dieſe gewiß ſehr anſtrengende Tätigkeit
Zula von 1500 Mark. Außerdem haben ein Konſtſto
rialdirektor und ein Generalſuperintendent auch noch freie
Dienſtwohnung. 9 Sekretäre bekommen 1800--4800 Mark, 80

1800--4200 Mark, 80 Kanzliſten 1650--2700 Mark,
Kangleidiener 1000--1500 Mark Gehalt. Die Wohnungs-

e belaufen fich auf 188 362 Mk. Für die Dienſtver

Konſiſtorien allein koſtenn im Jahre 1908 die hübſche Summe von

z aber die ſtaatliche e r ge für die Kirche nicht
e und Kirchen erhalten die Pro

ßen, Brandenburg. Pommern, Poſen,
e Rheinprovinz und Sigmaringen1 608 100, i e die Provinzen SchleswigHolſtein,

r und r eſſen beziehen 477 661,12 Mark Zuſchuß.
Jns geſamt die ebangeliſge Kirche in Preußen aus den
Taſchen der Steuerzahler 8 691 762,68 Mark.

Wenn der Staat die Geſcheitelten ſo reich bedenkt, dann darf
r die Geſchorenen nicht etwa zurückſetzen. An die katholtſchen
istümer werden Pauſchalen bezahlt. Es erhalten: Bistum

Ermeland 105 240,10 Mk.; Bistum Kulm 90 188,48 Mk.
Bistum Gneſen und Pofen 210 406,86 Mk. Bistum Bres
lau 1632 612,46 Mk.; Bistum Hildesheim 47 891,10 Mk.
Bistum Osnabrüg 81 841,22 Mk.; Bistum Münſter
100 071 Mk.; Bistum Paderborn iis 668,10 Mk.; Bistum
Fulda 68 968,80 Mk. Bistum Limburg a. d. Lahn 36 124,69

und Zuſchüſſe an Geiſtliche werden 1 891 980,51 Mark gegeben.

o uerdinge wir die Geiftlichkeit von dieſer Freiheit nichts r

Mark; Bistum Köln 177128,04 Mk.; Bistum Triero 924,42 Mk.; Bistum Freiburg 27426 Mar.
Perſönliche zuſchüſſe zur Erhöhung der Gehälter der Biſchöfe

von Hildesheim, Osnabrück und Fulda, für Reiſen der Biſchöfe
und zur beſſern Bezahlung der Domherren leiſtet Preußen
216 247,60 Mark. Den einzelnen Diözeſanverwaltungen wer
den 195 841 Mk. an Zuſchüſſen überwieſen. Für Beſoldungen

Die Altkatholiken erhalten 48 000 Mark Die Katholiken erhal-
ten ſonach in einem Jahre 8 109 852,91 Mark. Rechnet man
die Aufwendungen für die evangeliſche Kirche im Betrage von
8 691 762,68 Mork hinzu, ſo ergiebt ſich: die preußiſchen Steuer
zahlek müſſen im Jahre 1908 für kirchliche Zwecke das anſehn-
liche Sümmchen von 6 801 115,59 Mark aufwenden.

Zu dieſen Koſten müſſen auch jene Steuerzahler mit bei-
tragen, die der Kirche den Rücken gekehrt, oder ihr überhaupt nie
angehört haben. Es iſt zu verſtehen, daß die ſo reichlich be
dachten Arbeiter und Vorarbeiter im Weinberg des Herrn gar
kein Intereſſe daran haben, dieſen Zuſtand geändert zu ſehen.

ür ſie hat der Staat ſtets eine offene Hand und der kommende
andtag ſoll ja eine allgemeine Erhöhung der Gehälter der

Geiſtlichen bringen. Das geneigte Ohr, das Regierung und
Parlament ſtets für die Wünſche der Geiſtlichkeit haben, ſteht
in lebhaftem Kontraſt zu der Harthörigkeit, die ſich bemerkbar
macht, wenn es ſich um eine Verbeſſerung der Verhältniſſe der
ſtaatlichen Proletarier handelt.

Wir bekämpfen es grundſätzlich, daß der Staat Aus
gaben für die Kirche macht, denn er verwendet damit Gelder
Andersgläubiger zu Zwecken, mit denen dieſe nicht einverſtanden
ſein können. Anſtellung und Beſoldungen der Geiſtlichen ſollen
den privaten Kirchengemeinden überlaſſen bleiben. Dann iſt
der Geiſtliche ein freier Mann, denn er iſt 7 von ſeiner Ge
meinde, nicht mehr aber von den ſtaatlichen Organen z

ſen, der Rückhalt, den die Staatskrippe gewährt, iſt entſchieden
angenehmer. Die oben geſchilderte Art der Verwendung der
Gelder der Steuerzahler verdient bei der jetzigen Wahlagitation
ganz beſonders mitbetont zu werden!

Cagesgeſchicte.

Halle a. S., 6. Mai 1008.
Der ferienlüſterne Blockreichstag

ſetzte in eingr Dauerſitzung die Durchpeitſchung der zahlreichen
Reſte fort. Ein paar internationale Verträge paſſierten ſchnell.
Länger- dauerte die Debatte über die Subvention, mit der man
den armen notleidenden Lloydherren unter die Arme greifen
will. Selbſt Konſervative und Antiſemiten waren nicht ge
neigt, die Vorlage unverändert zu ſchlucken, die von den Ge
noſſen Molkenbuhr und Noske unbarmherzig zerpflückt
und von dem weißweſtigen Kolonialſtaatsſekretär ſo ſchwach

wie möglich verteidigt wurde. Schließlich wurde ein anti
ſemitiſcher Vermittlungsantrag angenommen, der nur die
knappe Hälfte der geforderten Summe bewilligt. Die nun-
mehr folgenden Kolonialbahnen wurden vom Block, mit
dem diesmal das Zentrum ſtimmte, als wenn Spahns Zylinder
noch das Barometer der Kolonialpolitik wäre, in Hurraſtim
mung angenommen. Der einzige Redner der Diskuſſion war
Genoſſe Ledebour, der in kraftvollen Ausführungen den
ganzen Dernburgianismus, dieſes Conquiſtadorentum mit libe
raler Sauce, bekämpfte. Nun war die Reihe an den Oſt
markenzulagen. Ganz unerwartet kam ein Antrag, der
Optimiſten in den Wahn verſetzen könnte, daß der Schatten
einer ſchwachen Möglichkeit reſtierenden Schamgefühls bei derfreiſinnigen Kanzlergarde umgeht. Kulturpolitiker Be

nicke begründete einen Antrag, der Abſtriche an der Korrup
tionsvorlage vornimmt. Nach einer kurzen Diskuſſion, in ber
Ledebour und Gröber dem freiſinnigen Renegaten
gründlich die Meinung ſagten, wurde der freiſinnige Antrag
angenommen. Für die urſprüngliche Regierungsvorlage ſtimm-
ten nur ganze 17 Männlein. Jn ſpäter Stunde nahm das
ſchlußgierige Parlament noch die Beratung des Ausnahme-
geſetzes zugunſten der Pferdehalter und zuungunſten der
nichttierhaltenden Menſchheit vor. Das geſetzgeberiſche Mon
ſtrum wurde in einer feurigen Rede vom Genoſſen Stadt
hagen bekämpft. Das hinderte die agrariſche Mehrheit, die
es natürlich noch neben der Blockmehrheit im Reichstage gibt,
natürlich nicht, das Geſetz mit Hurra anzunehmen. Schließ-
lich beſchäftigte man ſich auch noch mit einem Geſetzentwurfe,
der den Handlungsgehilfen den Fortbezug des Gehalts in
Krankheitsfällen ſichern ſoll. Da der Reichstag hier ausnahms-
weiſe nicht darein gewilligt hat, den beſtehenden Rechtszuſtand
für die sgehilfen noch zu verſchlechtern, erklärte die
rkleine ſchlagen Fortſchritt nicht zuſtande kommt

Miniſterielle Jnformationen,
Am 1. Mai hat in Verteidigung der Kruppſchen Wohlfahrts-

d im Reichstage der Staatsſekretär Dr. Nieberding aus
geführt:

Wenn zum Beiſpiel das Kruppſche Unternehmen in den
letzten 22 Jahren der Kaſſe 16 Millionen Mark zugewendet
hat, ſo iſt das offenbar eine wohltätige Zuwendung

Hierzu ſchreibt der Vorwärts:
Da wir nicht behaupten können, Herr Nieberding habe abſicht

lich die Oeffentlichkeit täuſchen wollen, ſo müſſen wir ſchon
von ihm verlangen, ſich beſſer zu informieren und ſich nicht als
Verteidiger der Hausintereſſen der Krupps mißbrauchen zu
laſſen. Die Millionenzuwendungen ſind tatſächlich nichts an
deres als Sand in die Augen! Davon kann auch Herr
Nieberding ſich aus den Geſchäftsberichten der Kruppſchen Pen-
ſionskaſſe überzeugen. Uns liegen die Jahresberichte von 1805
bis einſchließlich 1901 (außer 1898) vor. Wir machen daraus
eine Zuſammenſtellung der Einnahmen aus Arbeitermitteln

79] [Nachdr. verb.Die Mutter.
Roman von Maxim Gorki. Deutſch von Adolf Heß.
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träge, Zuſchüſſe, erhaltene Lehrlingslöhne und nicht ere von Seelen und
wendungen für Penſionen. Es betrug:

Die Einnahme Die Summe Ueberſchuß
aus der gezahlten ausArbeitermitteln Penſionen Arbeitermitteln

Mk. Mk. Mk.1805 6648 252 602 881 40 3711806 314801 697 918 186 4481897 1 129 074 850 006 aro do
1899 1207 167 963 000 885 097
1900 1 345 947 1077 221 268 7261901 1 286 429 1114 451 111 977

T 687
Demnach ſind nicht nur die geſamten Penſionen aus Arbei-

termitteln gezahlt worden in den ſechs Jahren wurde aus
dieſen Leiſtungen auch noch ein Ueberſchuß in Höhe von
1171 687 Mark erzielt Von den Beiträgen der Firma und von
den Millionenſchenkungen iſt nicht ein Pfennig verwendet wor-
den! Die berühmten Schenkungen ſind im Effekt lediglich ein
Buchungsvorgang, der rechneriſch das Vermögen der Kaſſe
vergrößert, der Firma aber wenig oder gar nichts koſtet.

Die Firma behält das Geld und verzinſt es mit 5 Prozent.
Da dieſe 5 Prozent aber auch nicht verbraucht werden, ſondern
ebenfalls das Vermögen erhöhen, bleiben ſie auch im Säckel
der Firma.

Dieſe Buchungswohlfahrt verſchaffte der Firma einen Welt-
ruhm, die Arbeiter haben nicht das geringſte dabei profitiert!

Jn der ſächſiſchen Wahlrechtsreform
iſt eine Wendung eiggetreten. Bisher ſcheiterten alle Be
mühungen, ein Kompromiß zwiſchen den Nationalliberalen und
Konſervativen auf der einen und der Regierung auf der andern
Seite daran, daß der Miniſter Graf Hohenthal hartnäckig
darauf beſtand, daß ein Teil der Abgeordneten durch kommu

nale Körperſchaften unter Hinzuziehung der Gewerbe und
Handelskammern gewählt werden müßten, wovon keine Partei
etwas wiſſen wollte. Noch vor kurzem erklärte Graf Hohen
thal, unter allen Umſtänden auf den Körperſchafts-
vertretern beharren zu müſſen. Jn der letzten Sitzung
der Wahlrechtsdeputation jedoch, die nach wochen
langer Pauſe e Tage ſtattfand, bekunbdete er zwar nach wie

eine große Vorliebe für die Kommunalbvertreter, die das
eſultat langen Nachdenkens ſeien und eine ſichere Reſerve

gegen eine Ueberflutung der Kammer mit ſtaatsfeindlichen
Elementoen darſtellen, zuletzt aber bemerkte er etwas gedrückt,
er werde aber auch über ein Wahlſyſtem auf anderer Grund
lage mit reden laſſen. Damit war die Schwenkung
vollzogen. e nationalliberalen und konſervativen Redner
prieſen ſofort das neue und weite Entgegenkommen der Re
gierung, und Graf Hohenthal widerſprach nicht. So konnte
kein Zweifel mehr darüber obwalten, daß die Regierung ihren
bisherigen Standpunkt aufgegeben und die auf ein reines
h mit drei Zuſchlagsſtimmen hinauslaufenden

mpromißvorſchläge akzeptieren werde. Jnzwiſchen iſt dieſer
Vorſchlag, das Ergebnis eines langen Kuhhandels, neu formu
liert und noch mit Verſchlechterungen verſehen worden. Nähe
res darüber aber wird erſt in der nächſten Sitzung der Wahl
rechtsdeputation bekannt werden.

Der ſelige Goethe-Bund
beging am Sonntag in Berlin eine kleine Totenfeier zur Er
innerung an ſich ſelber. h Gaethe-Bünde hatten
dazu Vertreter entſendet und verſchiedene der Jntellektuellen,
die vor acht Jahren an der Seite der Sozialdemokratie die
Lex Heinze wacker bekämpft hatten, ſuchten vor erleſenem
Publikum nur Mitglieder hatten Zutritt ſo etwas wie
Proteſtſtimmung zu erzeugen. Jn Preußen geht ja der Stoff
dazu nicht aus. Aber die Goethe-Bündler haben keinen Kredit
mehr, man traut keinen Proteſten, die nach vollbrachter Tat
(vergl. die Liegnitzer Bücherverfolgung) erſt mühſam präpa-
riert werden müßten. Man hätte die Herren nicht bemühen
ſollen. Der Goethe-Bund war tot und iſt durch die Exhumie-
rung jetzt nicht lebendiger geworden. Jn Deutſchland gibt es
keine Jntellektuellenbewegung. Man kann die Reaktion auf dem
Gebiete der Kunſt und Kultur nicht als Einzelerſcheinung be-
kämpfen. Sie gehört zum Syſtem. Und dies Syſtem wird
von denſelben Blockleuten geſtützt, die als Goethe-Bündler ſich
darüber ereifern. Herr Naumann ſuchte bei der Gelegenheit
den Gebildeten ins Gewiſſen zu reden, endlich politiſch zu wer-
den und da einzuſetzen, wo es not tut, beim preußiſchen Wahl
recht zum Beiſpiel. Herr Naumann kann von Glück ſagen, daß
ſeine Hörer ſo wenig politiſch waren, ſie hätten ihn ſonſt aus
gelacht

Der Goethe-Bund war eine Jlluſion, vielleicht eine ſchöne,
wie ich als Mitbegründer einmal geglaubt habe, er iſt jetzt
längſt eine Parodie ſeiner ſelbſt geworden. (Womit nichts
gegen das Wirken einiger Ortsgruppen geſagt ſein ſoll, die
ihre Aufgaben noch ernſt nehmen.) Jn Berlin und München,
von wo er ausging, blieb keine Spur zurück, die noch von ihm
zeugte. Aber ſo ruhmlos dieſer Jntellektuellenaufſtand ge
endet hat, eine Lehre hinterließ er uns: daß die Freiheit von
Kunſt, Wiſſenſchaft und Kultur nur im politiſchen Befreiungs
kampfe zu erringen iſt, und daß dieſer nicht von den „Jntellek-
tuellen“ iſoliert, ſondern nur mit der Sozialdemokratie ge-
führt werden kann, wenn ſie nicht vorziehen, weiter ohnmächtig
oder auch die Düpierten der bürgerlichen Schönredner zu
bleiben.

Der Ehevertrag des Kaiſers von China.
Die abenteuerlichen Schickſale des kaiſerlich-chineſiſchen Ehe

vertrags, der im Getümmel des Hunnenfeldzuges aus dem
Kaiſerſchloß in Peking nach Süddeutſchland verſchlagen wurde,
haben jetzt, nachdem die Angelegenheit auch im Reichstage zur
Sprache gebracht wurden war, zu einem Ermittlungsverfahren
gegen den letzten Jnhaber des koſtbaren Dokumentes geführt.
Zugleich beeilt man ſich auch ſchon in der offiziöſen Preſſe den
ganzen Vorgang als ſo harmlos wie möglich hinzuſtellen. Der
Tag erzählt:

Das beſchriebene Stück gelber Seide hat ein Militärbe-
„amter der Okkupationsarmeen, ohne zu wiſſen, was es ent
hielt, als eine Rarität aus dem Palaſte in Peking zum
Andenken an den Feldzug an ſich genommen. Dies iſt
geſchehen, nachdem Ruſſen, Jtaliener, Franzoſen
uſw. die kaiſerlichen Paläſte in Peking beſichtigt und
ſich wertvolle Andenken als Kriegsbeute bereits mitgenom-
men hatten. Dies bloß kalligraphiſche Meiſterſtück war, zwi-
ſchen vielen anderen Sachen, die auch verſchmäht worden
waren, offen liegen geblieben, hatte alſo keinen Liebhaber ge
funden. Es war durch die Hände des Generalfeldmarſchalls
Grafen Walderſee und verſchiedener anderer hoher Offiziere
gegangen, welche nichts dagegen eingewendet hatten, daß der
Militärbeamte dies Stück als Andenken an ſich genom-
men hatte. Selbſt der franzöſiſche Biſchof Favier, dem der
Beamte das Schriftſtück gezeigt hat, hat ihm nicht darauf
aufmerkſam gemacht, daß es der Kaiſerin zurückgegeben wer-

den müſſe, ſondern er hat es als eine Rarität b er
für ein Muſenm von hohem Werte ſei. h r

persona grata bei der regierenden chineſiſchen Kaiſerin, be
herrſchte die chineſiſche Sprache und konnte daher aus dem
Schriftſtück entnehmen, welche Bedeutung es für die junge
Kaiſerin habe. Trotzdem hat er den Jnhaber nicht darauf
aufmerkſam gemacht, daß er es zurückgeben ſolle.

Die böſen Ruſſen, Franzoſ
daß auch Deutſche geplündert haben! Und faſt klingt aus der
offiziöſen Erklärung etwa wie Bedauern darüber heraus, daß
die Deutſchen bei dieſer „Teilung der Erde“ wieder einmal zu
ſpät gekommen ſind! Heute gibt man offen zu, daß einzelne
Militärperſonen, ſogar mit höchſter Genehmigung des Welt
generalfeldmarſchalls, Beute gemacht, d. h. geplündert haben,
wie es auch 1870 in Frankreich vielfach geſchehen war. Vor ein
paar Jahren aber hat man ſozialdemokratiſche Redakteure, die
behaupteten, was jetzt offiziös zugegeben wird, zu harten Ge
fängnisſtrafen verurteilt.

Herr Reichstagsabgeordneter Schwabach hat angeſichts der
Häufung des Belaſtungsmaterials, das ſich gegen die national
liberalen Wahlpraktiken von Memel-Heydekrug auftürmte,
das beſte getan, was er tun konnte, indem er ſein Mandat
niederlegte. Die nationalliberale Preſſe macht ſich bloß
lächerlich, wenn ſie dieſen Herrn als einen Märtyrer ſchilt,
der den reaktionären Treibereien zum Opfer gefallen ſei. Frei
lich beweiſt das rückſichtsloſe Auftreten der Agrarier gegen
ihren unbeliebten Blockbruder vom Bankfach, daß die Junker
es niemals an Rührigkeit und Energie fehlen laſſen, wo es
ſich darum handelt, eine ihrer alten Poſitionen zu verteidigen.
Würde die liberale Preſſe in der Verfolgung agrariſcher Prak-
tiken ebenſo eifrig ſein wie die agrariſche Preſſe bei der Auf-
deckung nationalliberaler Wahlumtriebe, ſo würde ſo manche
Wahl anders ausfallen. Die nationalliberale Preſſe iſt aber
weit davon entfernt, ſolchen Eifer zu entwickeln, ſie billigt es
ſogar, wenn Beamte wegen ihrer Stimmabgabe gemaßregelt
werden. Jetzt erfährt ſie, daß Wahlkorruption ein adelig Ge
werbe, ein Standesvorrecht der Junker iſt und nur zu deren
Vorteil ausgeübt werden darf.

Ueber den Stand der Eulenburgaffäre
Liebenberg informierte Kreuzzeitung

„Nach den ſchwer belaſtenden Zeugenausſagen im Münchener
Prozeß iſt Fürſt Philipp zu Eulenburg von der Staatsanwalt-
ſchaft ſofort aufgefordert worden, ſich verantwortlich hierzu
zu äußern. Dem Vernehmen nach ſoll der Fürſt ſeine eidliche
Ausſage bekräftigt und ſelbſt verlangt haben, den Münchener
Zeugen gegenüber geſtellt zu werden. Noch ehe die Münchener
Prozeßakten in Berlin vorlagen, hat die Staatsanwaltſchaft
das Ermittlungsverfahren gegen den Fürſten Philipp zu
Eulenburg wegen Meineids eingeleitet.“

Die Berl. Zeit a. M. weiß ferner zu berichten: Zurzeit
wird nach der Perſönlichkeit geforſcht, von der Riedel im Mün-
chener Hardenprozeß erzählte, daß Eulenburg in ſeiner Woh-
nung in München ihn, Riedel, mit einem feinen Herrn, der
älter war als Eulenburg, zu unſittlichen Zwecken zuſammen-
geführt hatte. Da Fürſt Eulenburg leugnet, handelt es ſich
jetzt darum feſtzuſtellen, ob Eulenburg ſchon damals als ver-
hältnismäßig junger Mann homoſexuell veranlagt war. Es
gelang vier von den damaligen Freunden Eulenburgs in Ber
lin und Rom, den höchſten Ständen angehörig, zu eruieren,
von welchen es bekannt iſt, daß ſie in homoſexuellen Kreiſen
verkehrten.

Weltfremde Richter. Ein Former in Chemnitz hatte gegen
ſeinen Bruder Strafanzeige èrſtattet. Darnach ſoll der Be
ſchuldigte den Denunzianten, der während des Formerſtreiks
in der Chemnitzer Eiſengießereigeſellſchaft Rausreißerdienſte
tat, mit den Worten „Streikbrecher“, „Lump“ beleidigt und
dadurch und durch Drohungen zu beſtimmen verſucht haben, den
Betrieb wieder zu verlaſſen. Der Beſchuldigte beſtritt das; er
habe ſeinem Bruder, einen moraliſch verkommenen Menſchen,
der ſich in der beſten Geſchäftszeit bummelnd herumgetrieben
und auf die Unterſtützung ſeiner Angehörigen gerechnet habe,
in familiärer Weiſe ſeinen Lebenswandel vorgeworfen und da
bei ihn allerdings zu veranlaſſen geſucht, den beſtreikten Be-
trieb zu verlaſſen, da ſich die ganze Familie über dieſes Ver-
halten geärgert und geſchämt habe. Der Vorſitzende bemerkte
hierzu: „Das, was Sie ſagen, will mir nicht in den Kopf; Sie
reden darüber, daß B. nicht arbeiten will, und da er in Arbeit
ſteht, wollen Sie ihn veranlaſſen, die Arbeit wieder niederzu
legen. Da mußten Sie doch vielmehr darauf ſehen, daß er
weiter arbeitete.“ Daß organiſierte Arbeiter Streikarbeit
als etwas Unehrenhaftes betrachten, ſcheint der Herr Ober-

ſchreibt die aus

r nicht zu wiſſen. Das Empfindungsleben der Arbeiter
laſſe iſt ihm und vielen ſeiner Kollegen eine völlig fremde

Welt.

Jm Monabiterkrieg zwiſchen Berliner Rechtsanwälten und
Richtern iſt es zu einem Waffenſtillſtand gekommen. Der
Kammergerichtspräſident Lisco hat dem Vorſtand der Anwalts-
kammer mitgeteilt, daß er gegen die Landgerichtsräte Keßler
und Kämpfe wegen ihres unanſtändigen Verhaltens gegen
über dem Rechtsanwalt Cohn perſönlich eingeſchritten ſei und
über „das Ergebnis der Erörterungen“ weitere Mitteilungen
machen werde.

Die Rechtsanwälte haben daraufhin beſchloſſen, „das Ergeb
nis der Erörterungen“ abzuwarten und einſtweilen keinen
Strafantrag zu ſtellen. Hoffentlich kommt „das Ergebnis der
Erörterungen“ zutage, bevor die Beleidigung verjährt iſt!

Ein verurteilter Poſtredakteur. Vor dem Schöffengericht des
Amtsgerichts München I wurde geſtern der Beleidigungspro-
zeß des Rechtsanwalts Dr. BernheimMünchen gegen den Re
dakteur Peterſen von der freikonſervativen Berliner Po ſt ver
handelt. Das Urteil gegen Peterſen lautete auf hundert Mark
Geldſtrafe eventl. zehn Tage Haft, Tragung ſämtlicher Koſten
und Publikationsbefugnis. Die Beleidigung wurde in einem
Artikel der Poſt erblickt, der ſich mit der Tätigkeit des Reichs
anwaltes Dr. Bernheim als Vertreter und Anwalt der vor
einiger Zeit in München verhafteten Ruſſen beſchäftigt.

Ausland.
England. Das Unterhaus nähm in zweiter Leſung mit 314

gegen 148 Stimmen das neue Schankgeſetz an, nachdem es mit
397 gegen 147 Stimmen einen Zuſatzantrag der Oppoſition

abgelehnt hatte.

Zur Landtagswahl.
Der Kulturblock von Oberbarnim.

Das freiſinnig- konſervative Kompromiß für Ober und
Niederbarnim iſt jetzt definitiv abgeſchloſſen. Jn der Nordd.
Allgem. Ztg. wird dieſer Abſchluß damit begründet, daß
der Kreis ſonſt durch die Sozialdemokratie gefährdet wäre. Jn
Ober und Niederbarnim ſind bei den letzten Reichstagswahlen
65 097 ſozialdemokratiſche gegen 39 777 bürgerliche Stimmen
abgegeben worden. Um auf alle Fälle zu verhindern, daß der

freiſinn ſeine Mann

dale den Konſervativen verbleiben.

en und Italiener ſind ſchuld daran,

h

Kreis entſprechend dem ZweidrittelMehrheitswillen ſeiner Bevölkerung ſogialdemokratiſch vertreten wird, führt b Block

chaften den d z v v M
i nde nmit einem Mandat bezahlen, währen t Papiere

der Reaktion!Selbſt die Frankfurter Zeitung findet den Skandal
empörend. Sie iſt aber ſehr naiv oder tut wenigſtens ſo, wenn
ſie die freiſinnigen Vertrauensmänner des Kreiſes für den
Handel verantwortlich macht und von der volksparteilichen
Leitung erwartet, ſie würde den „kompromittierenden Pakt“
aufheben. Das fällt der volksparteilichen Zentralleitung um

ſoweniger ein, als ſie es ſelber iſt, die ſich rühmen kann, das
Geſchäft zuſtande gebracht zu haben. Aehnliche Bündniſſe bee be Weſwweeuhen und Poſen gegen die Polen
chon die längſte Zeit und ſind auch zu dieſen ahlen wieder

erneuert worden. Nach dem Berl. Tageblatt ſoll es dies
mal auch in Schleſien ſo gemacht werden; die diesbezüg-
lichen Verhandlungen ſind ſchon abgeſchloſſen oder doch dem
Abſchluſſe nahe. Unverſtändlich iſt an der ganzen Sache nur,
wie ſich die Wähler, die ſich ſolchen Abmachungen fügen, für
„freiſinnig' halten können; es würde verhältnismäßig ein
beſſeres Zeugnis ihres Verſtandes und ihrer politiſchen Klar-
heit ſein, wenn ſie gleich ohne Umſchweife der konſervativen
Partei beitreten wollten.

Der Freiſinn in Königsberg.
Der vereinigte Liberalismus in Königsberg hat den Wäh-

lern als Kandidaten den Geh. Juſtizrat Dr. Krauſe neben
den Freiſinnigen Pachnicke und Gyßling empfohlen. Herr
Krauſe hat ſich im Landtag für ein abgeſtuftes Wahlrecht er-
klärt und das hat unſere Genoſſen veranlaßt, an den Mit-
kandidaten Gyßling in ſehr höflicher Form die Anfrage zu
richten, wie er zu den reaktionären Plänen des Herrn Krauſe
ſtehe. Auf die höfliche Anfrage hat Herr Gyßling in ſack-
grober Weiſe mit folgendem Brief geantwortet:

Berlin, 8. 5. 08. Sehr geehrter Herr! Auf Jhr Schreiben
vom 30. April d. J. erwidere ich ergebenſt, daß ich angeſichts
der Kampfesweiſe der Königsberger Sozialdemokratie in
Wort und Schrift gegen die Freiſinnige Volkspartei und
gegen meine Perſon es ablehnen muß, dem ſozialdemokra
tiſchen Wahlkomitee eine Erklärung abzugeben. Hoch-
achtungsvoll Gyßling, Juſtizrat.

Dieſe Antwort iſt echt freiſinnigl Es wäre doch dem
Herrn Gyßling eine Kleinigkeit geweſen, zu ſagen, wie er zum
Wahlrecht ſteht. Wenn er wirklich ein ehrlicher Anhänger des
allgemeinen, gleichen, geheimen, direkten Wahlrechts iſt, dann
mußte er ſogar mit Vergnügen die Gelegenheit ergreifen, dies
ſeinen Gegnern mitzuteilen Statt deſſen hat er es vorgezogen,
den Gekränkten zu ſpielen, der Sozialdemokraten denen man
ſonſt doch zumutet, Freiſinnige zu wählen überhaupt keine
Auskunft gibt. Das legt die Vermutung nahe, daß auch Herr
Gyßling zu den Freiſinnigen gehört, die die Forderung nach
einem freien Wahlrecht nur als Aushängeſchild benützen. Es
ſteht alſo die Tatſache feſt, daß Herr Gyßling einer Beant
wortung der Frage, wie er zum Wahlrecht ſtehe, in ſehr ver-
dächtiger Weiſe aus dem Wege gegangen iſt.

Wer nicht rot wählt, wird boykottiert!
So überſchreibt die Deutſche Tageszeitung eine

Notiz, in der ſie mitteilt, daß ein Parteigenoſſe in einer Ver
ſammlung allen kleinen Geſchäftsleuten, die von der Kund-
ſchaft der Arbeiter abhängig ſind, eine genaue Ueberwachung
ihrer Abſtimmung angekündigt hat und den Bohykott arbeiter
feindlicher Geſchäftsleute in Ausſicht ſtellte. Deshalb ſchreit
das Bündlerorgan über ſozialdemokratiſchen Wahlterrorismus.
Wer in einem Glashauſe ſitzt, ſoll nicht mit Steinen werfen!
Weshalb halten denn die Reaktionäre ſo an der öffent-
lich en Wahl feſt, wenn ſie nicht die Abſicht haben, die Abſtim-
mung jedes einzelnen genau zu kontrollieren? Wollen ſie
etwa behaupten, daß ſie dieſe Kontrolle nur deshalb üben, um
ſich über die Wahlfreiheit zu freuen? Wer von den Gegnern
abhängig iſt, der muß ſorwählen, wie dieſe es von ihm ver-
langen. Das haben die Herrſchaften bisher ganz in der Ord-
nung gefunden, und wenn nun unſere Genoſſen ſich die Leute
etwas genauer anſeben, die von den Groſchen der Arbeiter
maſſen leben, ſo iſt das ihr gutes Recht. Sie wollen keinen
Menſchen zwingen, ſozialdemokratiſch zu wählen, aber es
iſt doch ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſie einen Geſchäfts
mann, der zu ihnen gehört, lieber geſchäftlich unterſtützen
als einen Schlepperträger der Reaktionäre. Wollen unſere
Gegner eine Kontrolle der Wähler darüber, wie ſie abſtimmen,
verhüten, dann brauchen ſie nur dafür zu ſorgen, daß die ge
heime Wahl eingeführt wird! Dazu ſind ſie aber nicht zu
haben, weil ſie eine genaue Kontrolle üben wollen wenn nun
aber die Arbeiter das gleiche tun, dann erdreiſtet ſich die geg
neriſche Preſſe von ſozialdemokratiſchem Wahlterrorismus zu
reden!

Zur Revolution in Rußland.
Ruſſiſche Polizei. Dem Ruſſ. Korr. wird aus Petersburg

geſchrieben
Als wir vor zwei Monaten die erſte Kunde von den furcht

baren Mißſtänden gegeben haben, welche in der Moskauer
Polizei herrſchen, rief dieſe Nachricht ſofort eine Erwiderung
der Regierung hervor, in welcher alles in Abrede geſtellt wurde.
Sofort nach dieſer Erwiderung ſah ſich aber die Regierung
gezwungen, eine Unterſuchungskommiſſion nach Moskau zu
entſenden. Die Zeitungen, welche während der Arbeit der
Kommiſſion von ihren Entdeckungen Mitteilung zu machen
wagten, wurden mit ſtrengen Geldſtrafen belegt. Allen
dieſen Verſuchen, die Wahrheit zu vertuſchen, zum Trotz iſt der
revidierende Senator Garin gezwungen geweſen, öffentlich zu
erklären, er entſetze eine ganze Reihe von Beamten der Stadt
hauptmannſchaft ihrer Aemter und ſtelle ſie vor Gericht. Jhrer
Aemter ſind eine Anzahl Beamter entſetzt, die eine mehr oder
minder einflußreiche Stellung einnehmen. Die Unterſuchung
erwies, daß eine ſyſtematiſche Brandſchatzung der Bevölkerung
durch die Moskauer Polizei ſtattgefunden hat durch koloſſale,
ſich auf Millionen von Rubeln belaufende Diebſtähle, Spitzel-
weſen, ein Erpreſſungs und Beſtechungsſyſtem, welches alle
Bürger, die irgendwie mit der Polizei in Berührung kamen,
mit einem Tribut belegte und das Unmögliche möglich machte.
Trotz der aus Petersburg erhaltenen Order, Reinbott ſelbſt
womöglich reinzuwaſchen, iſt dies der Unterſuchungskommiſſion
nicht gelungen. Senator Garin hat den Beſchluß gefaßt, Rein
bott in irgendeiner Form zur Verantwortung zu ziehen, was
um ſo ſchwieriger iſt, da Reinbott, als General in der kaiſer
lichen Suite, nur mit der ſpeziellen Genehmigung des Kaiſers
vor Gericht geſtellt werden kann.

Die Moskauer Affäre iſt mehr als ein vereinzelter ſkanda
löſer Vorfall ſie iſt eine Folge des Syſtems der Regierung,
die Geſinnungstüchtigen zu ſchützen, die gegen die Revolution
und die Revolutionäre kämpfen, mögen ſie ſich auch noch ſo
handgreifliche Ungeſetzlichkeiten erlauben. Das Beſtreben, eine
jede demokratiſche Oppoſition zum Schweigen zu bringen, hat



vazu geführt, daß die auch Elementen an
vertraut worden iſt, die die Oualitäten ver laſſen, die
zur Bekleidung von Aemtern in einem Rechtsſtaat erforderlich
wären. Es iſt kein Zweifel, daß die Moskauer Zuſtände ſich im
ganzen Lande wiederholen. Eine Reihe von iſt bekannt
geworden, in denen die Polizei in Beziehungen mit Verbrechern
geſtanden hat, und daß auf Grund der ein
raffiniertes Erprefſungsſyſtem ſich entwickelt hat. So z. B.
in Kutais zwei Kreischefs bereits vor Gericht geſtellt; ſkanda
löſe Zuſtände bei der Kiewer Geheimpolizei ſind enthüllt wor
den, Agenten der Geheimpolizei ſind aufs ärgſte kompromittiert.

eſtgenommene Verbrecher wurden befreit, der Chef der Ge
mpolizei Aslanoff gab oft den Perſonen, welche beſtohlen

wurden, das ihnen entwendete Geld zurück die Diebe ſelbſt
aber wurden nicht gefunden. Dieſe ſchrecklichen Zuſtände,
welche eine jede bürgerliche und geſetzliche Ordnung unter
graben, laſſen aber die Regierung ganz ruhig, für ſie handelt
es ſich nur um eins auf jede Weiſe die Macht in den Händen
zu behalten.

Parteinachrichten.
Unſere Toten. Jn Frankfurt a. O. ſtarb einer der

äldeſten dortigen Parkeigenoſſen, der Arbeiter Karl Bug
giſh. Er war Mitbegründer des dortigen Wahlvereins undhat bereit treu zu ſeiner Ueberzeugung geſtanden.

Von einem ſchweren Mißgeſchick betroffen wurde Genoſſe
Waberski in Hamburg. Er wollte in Altona einen Freund
beſuchen, ſtürzte von der Treppe und erlitt einen Schädelbruch,
ſo daß er ins Altonger Krankenhaus übergeführt werden mußte.
Waberski iſt ſeit längere Zeit als Redakteur am Hamb. Echo
tätig und hat als deſſen früherer Verantwortlicher mehrere
längere Freiheitsſtrafen erlitten. Hoffentlich erholt ſich Ge
noſſe Waberski recht bald von dem ſchweren Unfall.

Die Landtagskandidatur in Altona-Ottenſen. Die Ge-
noſſen des achten ſchleswigholſteiniſchen Landtagswahlkreiſes
atten die Kandidatur dem Genoſſen Leo Arons übertragen.Liter iſt der Geſundheitszuſtand des Genoſſen, der ſchon bei

Annahme der Kandidatur etwas leidend war, ein derartig
ſchlechter geworden, daß der Arzt ihm nur dann Heilung ver
ſprechen konnte, wenn er einen längeren Aufenthalt im Süden
nimmt und ſich vollſtändig zur Ruhe begibt. Unter dieſen Um
ſtänden war Genoſſe Arons genötigt, die Kandidatur nieder
zulegen. Die dortigen Genoſſen haben nunmehr den Genoſſen
Emanuel Wurm mit der Kandidatur betraut.

Aus den Organiſationen. Jn Augsburg iſt die Mit
gliederzahl des Sozialdemokratiſchen Vereins ſo groß gewor-
den, daß eine Verſammlung den Vorſtand beauftragte, ſich mit
der Anſtellung eines Parteiſekretärs zu beſchäftigen.

Sollen Arbeitergeſchworene von der Parteikaſſe unterſtützt
werden? Jn Bayern kommt es jetzt öfters vor, daß Arbeiter
als Schöffen oder als Geſchworene herangezogen werden. Auf
dem Gautag der Sozialdemokratie Nordbaherns
wurde nun ein Antrag eingebracht, es möchten Parteigenoſſen
in dieſem Falle ihren Lohnverluſt von der Parteikaſſe er
ſetzt bekommen, ſolange der Staat an Schöffen und Ge
ſchworene eine Entſchädigung nicht bezahle. Genoſſe Rechts
anwalt Dr. Süßheim trat dem Antrag aus prinzipiellen und
taktiſchen Gründen entgegen. Würde man den Antrag zum
Beſchluß orheben, ſo Ennte es leicht ſein, e von ſolchenSache oder Geſchworenen geſagt wird, ſie ſeien von der

Sogialdemokratie bezahlte oder ausgehaltene Richter und die
Staatsanwaltſchaft würde jeweils bei Bildung der Geſchwore
nenbonk von ihrem Ablehnungrecht ſtets Gebrauch machen. Die
Konferenz lehnte denn auch den Antrag ab.

Eine parteigenöſſiſche Unſitte. Die Rheiniſche Zeitung
reibt:

der Berichterſtattung über den ſozialdemokratiſchen

Zeitung

Parteitag der oberen Rheinprovinz haben einige Parteiblätter

den merkwürdigen gehabt, als Quelle die Kölniſche44 a n dieſem Blatte einen Bericht ab
udrucken, der nicht allein ein unzulängliches Bild der Ver

ndlungen ergibt, ſondern auch völlig falſche Behauptungen
enthält. Wir haben auf dieſe ſchon hingewieſen, ohne freilich
u ghnen, daß einige e darauf der gleiche Bericht etlicheParteibiatter RheinlandWeſtfalens zieren würde. Mit ge

ziemenden Beſcheidenheit ſprechen wir aber heute den Wunſch
aus, daß ſich unſere Parteiblätter in Zuunft bei gleichen An
läſſen an die Berichterſtattung aus dem eigenen Lager halten
möchten. Wenn ihnen das nicht möglich iſt, ſo verzichten ſie

noch beſſer auf jedwede Berichterſtattung, als daß ſie aus bür-
gerlichen Blättern ihre Leſer falſch informieren.“

Wir können uns obigen Ausführungen vollinhaltlich anſchlie-
ßen. Es liegt im Weſen und Jnterſſe der bürgerlichen Preſſe, Vor
gänge aus dem ſozialdemokratiſchen Parteileben falſch und
ſchief darzuſtellen. Wir wollen bei dieſer Gelegenheit nur daran
erinnern, daß auch der weiten Oeffentlichkeit bemerkbare Kund-
gebungen, wie Maifeier uſw., von der bürgerlichen Preſſe teils
totgeſchwiegen, teils in hämiſcher Weiſe verkleinert dargeſtellt
werden. Wieviel mehr Unrichtigkeiten und manchmal be-
abſichtigte Fälſchungen werden den Leſern der bürgerlichen
Preſſe aufgetiſcht, geſchrieben von Leuten, die mit dem Denken
und Fühlen der Genoſſen keinerlei Verbindung haben, wenn
es um innere Organiſationsangelegenheiten der Partei
handelt.

Polizeiliches und Gerichtliches.
8 Wegen Beleidigung der Wilhelmshavener Polizei wurde

der Verantwortliche des Hamburger Echo zu 100 Mark
Geldſtrafe verurteilt. Das Norddeutſche Volksblatt in
Bant hatte ſeinerzeit in derſelben Sache 1000 Mark Geldſtrafe
erhalten; an den Bericht über die Gerichtsverhandlung hatte
das Hamburger Echo einige Bemerkungen geknüpft, die das
ſtrafbare Delikt enthalten ſollen.

g Redakteurfreuden. Genoſſe Dickreiter- Altenburg hat
auf einen Monat Staatsquartier bezogen. Dieſer Monat ſoll
die Beleidigung des Lehrerſtandes wettmachen,

Gewerkſchaftliches.

Maiausſperrungen. Jm Berliner Holzgewerbe ſind
zirka 3800 Mann ausgeſperrt worden, im Metallgewerbe 480.
Hamburg verzeichnet gegen 2000 Ausgeſperrte. Jn den
übrigen Städten iſt die Ausſperrung nur ſehr gering. Die,
Unternehmer haben wie immer den Mund recht voll genommen.

Lohnbewegungen und Streiks. Der partielle Streik der
Hamburger Schuhmachergehilfen hat ſich zu einem
allgemeinen zugeſpitzt. 400 Schuhmachergehilfen ſtreiken. 20
Betriebe mit etwa 70 Arbeitern haben die Lohnerhöhungen und
Verkürzung der Arbeitszeit bewilligt. Die Etuisfabrikanten
in Pforzheim haben 550 organiſierte Etuis arbeiter
ausgeſperrt. Alle Steinbildhauer Breslaus ſind
wegen Lohntarifſtreitigkeiten in den Ausſtand getreten.
Wegen Lohnforderungen ſind die Roll- und Blockwagen-
kutſcher in Hamburg in den Streik getreten. Die
Mauerſteinarbeiter, eine Sektion des Hafenarbeiter-
verbandes, ſtreiken ebenfalls; 150 Mann haben die Forderungen

reits bewilligt. Die Arbeiter des Granitwerkes H.
lenk in Baireuth haben die Arbeit niedergelegt, nach

dem ihnen ein Tarif vorgelegt wurde, der ihre Verhältniſſe
bedeutend verſchlechtert hätte. Sie antworteten mit der For
derung, den Höchſtſtundenlohn von 36 auf 42 Pf. zu erhöhen.
Die Verhandlungen verliefen aber ohne jedes Ergebnis.
Aus Montreal wird gemeldet, daß 12 000 Textilarbei-
ter in der Provinz Quebec in den Ausſtand getreten ſind;
es droht die Brachlegung der geſamten Teytilinduſtrie in der

Provinz. Die Arbeiter verweigern die Annahme einer Zohn
herabſetzung.

Einen komiſchen Naſenſtüber haben ſich die HirſchDuncker
ſchen in Poſen bei den Vorbereitungen zur demnächſt ſtatt
findenden Gewerbegerichtswahl geholt. Jhre Liſte wurde
nämlich von dem Vorſitzenden des Gewerbegerichts zurückge-
wieſen, weil dieſelbe den Anforderungen des S 10 nicht ent
ſpreche. Der erwähnte Paragraph behandelt nämlich die
Sauberkeit der Liſten. Abgeſehen davon, daß ſie ſchmutzig
war, wurde dieſelbe auch noch zwei Tage zu ſpät eingereicht.
Aus ähnlichen Gründen wurde auch die Liſte der Chriſtlichey
zurückgewieſen. Nur die Liſte der freien Gewerkſchaften und
die der Polen ſteht jetzt zur Wahl. Die Hirſche beſchloſſen
nun aus Wut über dieſe Blamage Stimmenthaltung bei der
Wahl.

Gerſchtsſaal.

Strafkammer.
Vorſitzender: Landgerichtsdirektor Netzband; Ankläger:

Aſſeſſor Ring.
Etwas myſteriös geſtaltete ſich ein Diebſtahlsfall gegesr'

einen 23jährigen Maler und Koppelknecht von hier. Der Mann
wurde beſchuldigt in einer Auguſtnacht v. J. einem Arbeiter
e einer Bierreiſe eine goldene Uhr und einen Geld-
etrag von 30 Mark entwendet zu haben. Er erzählt, eines

Morgens t er die Ulrichſtraße entlang gegangen und da ſei
ihm der Arbeiter etwas angetrunken entgegengekommen. Auf-
die Frage des Malers, ob der Arbeiter nicht „einen ausgeben““
wolle, habe dieſer mit „jawohl“ geantwortet. Dann dättey
ſich beide einen Taxameter genommen und wären in eine Kneipe
efahren. Nach längerer Trinkerei habe der Arbeiter ihm dann
ie goldene Uhr und noch 30 Mark zugegeben mit dem Hin-

weiſe, er, der Maler, möchte ſpäter nicht einmal ſagen, daß die
Droſchkenfahrt im Auguſt ſondern im Juni ſtattgefunden habe.
Angeklagter habe Uhr und Geld nicht geſtohlen, ſondern den
Eindruck bekommen, daß der Arbeiter die Uhr und auch das
Geld entwendet habe. Der Spender habe wohl 400 Mark bei
ſich gehabt. Der Arbeiter mußte als Zeuge bekunden, wegen
Diebſtahls mit zwei Jahren Gefängnis vorbeſtraft zu ſein. Er
beſtritt aber mitEntſchiedenheit, Uhr und Geld geſtohlen zu
haben. Die goldene Uhr habe er von ſeiner Braut nach ſieben-
er Bekanntſchaft geſchenkt bekommen und die 400 Mark
habe er ſich „geſpart“. Auf Vefragen des Richters, wie denn
die Braut heiße, meinte Zeuge: „Mit Vornamen Roſa, den
Familiennamen kenne ich nicht.“ Das Gericht ſchenkte demZeugen keinen Glauben und ſprach den Maler von der An
klage des Diebſtahls in dieſem Falle frei. Weil der Maler
aber auch am 12. Februar in Merſeburg einem mit ihm bedienſtet geweſenen Koppelknecht einen Regenmantel weggenom

men hat, wurde er wegen Rückfalldiebſtahls zu vier Monaten
Gfängnis verurteilt.

Wegen Einbruchsdiebſtahls war ein Steinbruchs-.
arbeiter von Alsleben angeklagt. Er hatte in der Nacht vom
14. zum 15. Januar auf der Alslebener Flur eine Baubude
erbochen und daraus Werkzeug entwendet. Das Gericht ver
urteilte ihn zu einer viermonatlichen Gefängnisſtrafe.

Etwas Erfolg mit a Berufung hatte ein Arbeiter,
der früher auf der Gasanſtalt geſchafft hatte und zur Zeit des
Streiks einen rer reine haben ſollte. 77Schöffengericht hatte mit Rückſicht auf den Verſtoß gegen Z 68
der wen eine Gefängnisſtrafe von drei Tagen ver
hängt. Die Strafkammer wandelte die Freiheitsſtrafe in
15 Mark Geldſtrafe um.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

mit h diesjährigen leichten Rennmaſchine allen Reunfahrern
und Sportleuten eine Maſchine, die als das Beſte anzuſehen
iſt, was bislang auf dieſem Gebiete geleiſtet wurde. Die Nach
frage iſt daher eine enorme, und iſt es jedem Intereſſenten zu
empfehlen, etwaige Beſtellungen zeitig durch den nä ten Vertreter aufzugeben.

Preise u. Auswahl
ohne Konkurrenz

Damen-Krawatten.
Selbsthinder, mod. Farben, mit und ohne Kanten 70 bis 88 Pf.
Seolbsthinder, Bastseide, mit und ohne Pranze 1.10 bis 65 Pf.
Knoten, Satin in allen modernen Farben 40 P.

Diplomaten, Japon-Seide, in allen mod. Farben 75 bis 55 Pf.
Diplomaten, Bastseide und Türk-Seido 90 bis 70 Pf.

Weiss waren.
Nozart-Jabots, Neuheiten 1.50 dis W P.
Chiſfon-Schleifen, Neuheiten 1.20 dis 25 P.
Garnituren, Batist und Spachtel 80 Pf. dis 10 Pf.
Jacokettkragen, Neuheiten 2.50 bis 55 P.
Kleider Passen, weiss und schwarz 5.00 bis 85 Pf.
KXimono-Träger, weiss und schwarz 3.25 bis 2.10

Kinder-Schärpen.
Kinder-Schurpe aus Seiden-Pongé es. 190 cm lang 60 b. 45 Pf.
Kinder-Sohärpo aus Seiden-Pongé Ia. 190 em lang 90 b. 75 Pf.
Kinder-Schürpe aus Seiden-Japon ca. 200 em lang 165 b. 125 Pf.
Kinder-Schurpe aus Seiden-Japon ca. 225 cm lang 230 b. 195 Pf.
Kinder-Schurpe aus Seiden-Japon os. 250 em lang 315 b. 275 Pf.
Kinder Schurpe aus schottisch. Seide, neue Dessins 425 b. 125 Pf.

Herren Häte.
Engl., Gefſlecht, Matrosenform m. schwarz. Band 6.00 vis 75 P.
Zackengeflecht, Matrosenform m. bunt. Band Mk. 2.25 bis 1.15
Fantasiegeflecht, Matrosenform, schw. u. bunt. Band 8.50. bis 1.15

Fantasiegeflecht, Neue Form, farb. u, schw. Band 2.50 vis 95 Pf.
NManiilageſtecht, Neue VForm, farb. u. gehw. Band 7.00 bis 8.50
Palingeflecht, Neue Form, schwarzes Band A. 6.50 bis 2.50

T

Halle a S. Marktpiata 2 u. J.

Knoten, Ohiné, in allen neuen Formen 1.00 bis 60 Pf.

Geschàäftshaus n

Dame ol.
Damengürtel, Sammet, schwarz u. farbig 2.00 dis 60 Pf.
Damengürtel, Gummi, mit Stahblpoints 5.00 dis 68 Pf.
Damengäürtel, dunte Borten „Neuheit- 1.45 bis 86 Pf.
Damengäürtel, Loder, sehwars u. farbig 6.00 bis 88 P.
Damoengürtel, Gold-Gummi „Neuhoit- 3.50 bis 95 Pf.
Damengürtel, Japan, letzte Neubeit 5.00 dis 3.00

Regenschirme.
Regenschirm, Moetallstock M. 1.95
Regenschirm mit bunter Kante A. 2.50
Regenschirm mit bunter Kante, Ia. Qual. A. 4.
Regenschirm, Naturgriff A. 1.50
Regenschirm, Naturgriff, Ia. Qual. A. 3.50
Regenschirm, reine Seide M. 6.50 u. 4.00

Kindermützen.
Matrosen-Mützen aus Tuch, marine und braun 3.50 bis 88 Pf.
Kieoler-Mütren aus marine Tuch m. Schriftband 3.75 bis 80 Pf.
Schotten-Mütren a. Tuch, marine, braun, Abzeich. 3.50 bis 1.75
Prinz Heinrich-Mützen aus marine Tuch 2.75 bis 88 Pf.
Jockey-Mütren a. Tuch u. Manchester, Abzeichen 95 bis 30 Pf.
Baby-Kläppechen a. marine, Weiss u. rotem Tuch 1.00 bis 20 Pf.

Mädchen-Hüte.
Fantasiegeſlecht, Glockenform, engl. garniert 2.00 bis 80 Pf.
Fantasiegeſlecht, Bretonform, m. Samtb. u. Agr. 1.75 bis 1.10
Fantasiegeſieeht, Bretonform, engl. garniert 1.95 bis 1.10
Fantasiegeſieoht, Glockenf., r. m. Seidenb., garn, 4.50 bis 2.25

Grösstes Kanthans dor Provins Saohsem.

E d Preise u. Auswahl
9 ohne KonKurrenz

Damen- Handschuhe.
Damen-Hanäschuhe, Köper gemustert Paar 28 Pf.
Damen-Handschuhe, Trikot prima, m. 2 Druckkn. Paar 88 Pf.
Damen-Handschuhe, durchbrochen, 10 Knopf lang Paar 85 Pf.
Damen-Handschuhe, Filet imit., 10 Knopf lang Paar 95 Pf.
Damen-Handsohuhe, Spitzenstoff, 10 Knopf lang Paar 1.10
Damen-Handschuhe, Seiden-Jacquard, 12 Knopt lang Paar 2.00

Sonnenschirme.
Sonnenschirm aus weissem Batist A. 1.10
Sonnenschirm aus Weissem Batist mit Volant A. 1.95
Sonnenschirm a. weissem Batist m. Volant u. Einsatz M. 2.95
Sonnenschirm a. weiss. Batist, I6teilig m. weiss. Gestell M. 8. 50
Sonnenschirm a. beige Batist, 16 teilig m. gold. Gestell Mk. 8.75
Sonnenschirm, En tout cas, reine Seide, m. Fatteral M. 8.75

Kinder-Häubehen.
Huubechen aus weiss Batist mit BVinsatz 1.50 bis 45 Pf.
Hkubchen aus Satin, weiss und rot mit Borto 1.70 bis 1.20
Hüubehen aus COachemir, weiss und rot 3.00 bis 65 Pf.
Huubchen aus Seiden-Japon, weiss und rot 6.00 bis 95 Pf.
Spangen-HKubechen aus Batist, chic garniert 2.50 bis 95 Pf,
Spangen-Häubchen aus Seiden-Japon, „apart“ 6.00 bis 2.10

Knaben-Hüte.
Fantasiegeflecht, ſatrosenform, schwarzes Band 98 dis 45 P.
Zackengeflecht, Matrosenform, schwarzes Band 1.60 bis 70 Pf.
Fantasiegefiecht, Matrosenf., schw. u. tarb. Band 2.50 bis 70 Pf.

Fantasiegefieoht, Kieler-Form, mit Schleife 2.00 bis 46 Pf.
Florentinergeſiecht, FPlorentinerform, chik garn. 3.75 bis 1.90 Fantasiegefleoht, Kieler-Form, mit Band 4.00 bis 2.00
Fantasiegeſlecht, Glockenförm, hochapart garn. 5.50 bis 8.50 NManillageflecht, Kieler-Form, mit Band 5.50 bis 2.85
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eilage zum Volkoblatt. S
Br. 106.

Deutſcher Reichstag.
m den 5. r 1008, vormittags 11 Uhresra von Bethmann-Hollwee 8 ne Horlweg,s e o e z x r dem Kron

u w a lib.ein Mandat niedergelegt. 2 9 e war ver
Debattelos wird in rer Leſung das internatio-nale Abkommen über das Verbot der Nacht-

arbeit gewerblicher Arbeiterinnen unter Ver-
wendung bon Phosphor zu Zündhölzern ange-nommen, ebenſo nach unweſentlicher Debatte in erſter unddritter Sglung die internationalen Abkommen über Eſche

recht ntmündigung und Zivilprozeß.Es folgt die zweite Leſung der
Dampferſubvention.

on beantragt, die geforderte Erhöhung vone K8 zu bewilligen.
Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beanlragen eine

Reſolutio welche Feſtſetzung der Bemannungsſtala undgtls. Verwendung wekher Schauerleute, ge Reviſion
mit dem Norddeutſchen w. fordert.

Die Abgg. Lattmann und Gen. (Wirtſch. Vgg.) beantregtn die Subvention nur um 230 000 Mk. zu erhhhen.

bg. Graf Kanitz (konſ.): Unſere Finanzen ſtehen nicht
ſo, daß ein paar r erttauſend Mark eine Lappaliehr wahrl! rechts, im Zentr. und bei den Soz.) Wer Lloyd

ört W nicht zu den notleidenden nungen. (Sehr
rechts, im Zentr. und bei den Soz.) Für den Antrag

ann werde ich ſtimmen, um meinen guüten Willen zu
n. (Bravo! rechts und im Zentr.)
r Hormann (Freiſ. r befürwortet die volle

Fpri igung der Forderung, ſingt ein Loblied auf den Lloyd
re eg die Verwendung farbiger Schiffsleute. (Bravo!

bei den Freiſ.)
o Ske achen Volkes ſondern als Beauftragter

Abg. Herr Hormann ſcheint nicht als
r t des deutLe 98 deutſchen Lloyd in dieſes Haus eingezogen zu ſein.

Zuſtimmung bei den S Unruhe bei den Freiſ.)
ei der miſerablen Finanzlage des Reiches ſollte nur das
lernotwendigſte bewilligt werden. An der Erhöhung der

bvention hat nur eine Handvoll Großkapitaliſten Jntereſſe.
ſtatiſtiſche Amt hat über den Neu-Guinea- Handel andere

nſichten als der Staatsſekretär des Kolonialamts. (Hört,
härt! bei den Soz.) Es liegt gar kein Grund vor, große Auf-
v r NeuGuinea S machen, ohne daß dadurch eine

ue Einnahmequelle erſchloſſen wird. (Sehr richtig! bei den
R eu-Guineg befinden ſich 65 Anſiedler und 65

ändler, ganzen alſo 130 Seutſche. So macht man iner F. da der Block ſich die Köpfe wie er Geld
en kann ein Vergnügen, das wir ihm übrigens nicht
en wollen (Heiterkeit) ein paar Groß-Plantagenbeſitzer
Geſchenk aus den Taſchen der deutſchen Steuerzahler.

ande erhöht man das Ortsporto; aber für poſtaliſche Ver
indungen in der Südſee fordert man Geld. Ein Wort zu

n Reſolutionen. Wir fordern die Verwendung weißer
Der Lloyd eit 1906 weißee i rſeht ob ört! bei den Soz.)ur arbige erſetzt. den Soz.von e ädigung der Geſundheit d x

in der Tat handelt es ſich darageem

ferner Aufhebung der Beſtimmung ertrages der ieg mit dem Ro d, welche dem Lloyd unterſagt, durch Ein

von Lebensmitteln der deutſchen Landwirtſchaft Konkur-
renz zu machen. Die Beſtimmung iſt auf den Wunſch der

ſchen Reichstagsmehrheit eingeführt worden. Es ſteht zu
rchten, daß dank dem Umfall der iſemiten dem Lloyd
och das Geſchenk n7 wird. Und das nennt man natio-

e Politik! (Beifall bei den Soz.)Stagtsſetretät Dernburg begründet die mit
em Reſpekt, den man der den Flagge in der Südſee

igſe. (Beifall bei den Raklib.)
v peſteitet ine alt deſngperte en tet Wete nen all, ortet den Antrag Latt-und hen ſich für den der ſozialdemokratiſchen
P ion, der ſich gegen die Verwendung farbiger Matroſen

Abg d

Sent
nation

in Zentrumsten n h. bunden dir Grafu wie häkte man da auf das anti
ale Zentrum geſchimpft! (Sehr wahr! im Zentr.) Dem

er fährlichſten Pläne lauernarum, de der Aohd hab ein Oberleutnant

n Löhnen der Farbigen art. Wir verlangen

Halle a. S., Donnerstag den 7. Mai 1908.

Antrag Lattmann und dem erſten Teil der ſozialdemokratiſchen
Reſolution werden wir zuſtimmen. (Bravol im Zentr.)

bg. Molkenbuhr (Soz.): Wenn man den Staats
ekretär hört, ſo ſollte man denken, daß W Ablehnung der

ubvention die deutſche Flagge auf der Südſee verſchwinden
wird. Wenn wir uns gegen die Verwendung farbiger Ma-troſen erklären, ſo eehiet das nicht aus Raſſenfanatismus,

ſondern, weil dieſe Leute unter ren arbeiten, diebarbariſch umd ſtlaviſch ſind. (Sehr wahr! b. d. Sog.) Dieſe
Farbigen ſind ein widerſtandsunfähiges Menſchenmaterial und
darum den Unternehmern willkommen. Gutgenährte weiße Ma-
troſen ertragen die Hitze ebenſogut wie die farbigen. Das
geht ſchon daraus hervor, daß auf der weſtlichen Halbkugel
urchweg Weiße als Heizer und Trimmer fahren. Der zweite

Teil unſeres Antrages gibt dem Lloyd Gelegenheit, durch Ge-
treideeinfuhr nach Deutſchland den Ausfall, den er durch höhere
Löhne erleiden w' de, zu decken, es ſich doch um
Quantitäten hand die dem ſchen Getreide keine Kon
kurrenz machen können. (Bravo! bei den Soz.)

Abg. Gothein (Freiſ. Vgg.) tritt für die Vorlage ein.
Wir werden für den u aber gegen den erſten Abſatz der
Reſolution Albrecht 4 mmen.

e Schweickhardt Deutſche Volksp.) ſpricht ſich für
die Vorlage aus.

Staatsſekretär v. Bethmann- Hollweg erklärt, daß
die Regierung ſich die Stellung zum Antrage Lattmann vor
behalten wird.

Jn der Abſtimmung erheben ſich für die Regierungsvorlage
du Liberalen, die meiſten Reichsparteiler und einige Konſer-
vative.

Vizepräſident Kämpf: Das iſt die Mehrheit.
des Lachen, heftiger Widerſpruch, Unruhe.)

(Lärmen-

Vizepräſident Kämpf (Ekleinlaut): Da muß ich wohl die
annig wiederholen laſſen. (Jroniſches Bravol im Zen-
trum und bei den Soz.)

Die Wiederholung der Abſtimmung ergibt die Ablehnung
der Regierungs-Vorlage mit r Mehrheit.

Hierauf wird der Antrag Latt mann Bewilligung von
230 000 Mk.) gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und
Polen angenommen.

Die Reſolution Albrecht wird in ihrem erſten Teil
egen die Stimmen der Sozialdemokraten und des Zentrums,
n 37 zweiten Teil gegen Sozialdemokraten und Polen a b-
gelehnt.

Es folgt die zweite Beratung der
Kolonialbahnen.

Abg. Ledebour (Soz.): Wir lehnen dieſe Eiſenbahnen
b als Mittel der k Ausbeutung der Einge-orenen ab. An den Eiſenbahnen ſind in erſter Linie die
Lieferanten und gewiſſe andere Kapitaliſten intereſſiert. Die
deutſchen Arbeiter haben wahrhaftig kein Intereſſe daran, ſich
Geld für die Kolonialbahn aus den Taſchen locken zu laſſen.
Von der Leichtfertigkeit, mit der dieſe Bahnprojelte fadbriziert
werden, hat Vernburg ſelbſt ein hübſches Anekdötchen erzählt.
Als ein Sachverſtändiger gefragt wurde, wo liegt denn eigent
lich Mrogoro, da antwortete er: Da, wo unſer Geld aufhört!
(Schallende Heiterkeit.) Die Begründungen, die die Regierung
den einzelnen Vorlagen gegeben hat, ſchlagen ſich untereinander
tot. und Sehr gut! bei den Soz.) Die allerinter der Kolonialpolitik. Da

der S Schmidt einen Vortrag
und er darin allen Ernſtes, daß Deutſchland im Norden
der ſüdweſtafrikaniſchen Kolonie ein Armeekorps gegen die
Ovambos aufſtellen ſoll, um einen Druck auf England auszu-
üben. (Hört, hört! bei den Soz.) Der Staatsſekretär erklärt,
ihm ſei der Schreck über die ungeheure Höhe der Reichsſchul
den in die Glieder gefahren. Jetzt aber werden wieder
dekungslos Millionen über Millionen gefordert. Die Mehr-
heitsparteien ſcheinen es gar nicht für möglich zu halten, die
Vorlage zu begründen. Man ſcheint ſich gegenſeitig ein
Schweigegelöbnis auferlegt zu haben. Die Art und Weiſe, wie
die Blockparteien hier die Geſchäfte führen, ſchädigt aufs

u den Parlamentarismus. (Lebh. Beifall bei den
oz.)Prafident r Stolberg: Jch ſchließe die Diskuſſion.

(Frenetiſcher Beifall bei dem Block.)
Die Vorlagen werden gegen die Stimmen der Sozialdemo-

kraten unverändert angenommen.
Es folgt die zweite Beratung der

Oſtmarkenzulage.
Einerſeits für Militärbeamte und Unteroffiziere, andererſeits
für Poſtbeamte.

b Jhre Mittelſtandsfreundlichkeit.

19. Jahrg.

Ein freiſinniger Antrag will von der für Militärbeamte und
Unteroffiziere geforderten Summe 210 000 Mk. ſtreichen.

Abg. Dr. Pachnicke (Freiſ. Vgg.): Unſer Antrag,210 Mk. weniger zu bewilligen, iſt ſo gedacht, daß die
Unteroffiziere keine Zulage erhalten ſollen. Sie haben von
der Beſchäftigung in gemiſchtſprachigen Gegenden keiner!kei
RNachteil.

Generalleutnant Sixt v. Arnim: Dieſer Antrag kommt
mir ebenſo überraſchend wie unerfreulich. Warum ſollen unſere
Unteroffiziere ſchlechter behandelt werden als unſere Beganten?

Abg. Gröber (Zentr.): Für die Unteroffiziere hat die
Regierung früher ſelbſt keine Zulagen gefordert. Der freiſin
nige Antrag aber iſt jetzt nur dazu beſtimmt, den poli iſſchenCharakter der Oſtmarkenzulagen zu verdecken. (Lebhaſtes Sehr

im Zentr., bei den Polen und bei den Soz.) Vor
der Blockzeit haben. die Freiſinnigen die Oſtmarkenzulagen für
unannehmbar und korrumpierend erklärt. Jetzt aber ſchlucken
ſie alles. (Sehr wahr! im Zentr. und bei den Soz.)
Reichsſchatzſekretär Sy do w Die Vorlage hat keinen poli-

tiſchen Zweck. Das Reich hat gar keine politiſchen Beomten.
Abg. Dr. Pachnicke (Freiſ. Vgg.): Der Staatsſekretär

hat ganz recht, die Vorlage hat keinen politiſchen Zweck. (Lau-
tes Lachen im Zentr. und bei den Soz.)

Abg. Ledebour (Soz.): Das iſt ja eine ſchöne, rüh-
rende Uebereinſtimmung zwiſchen dem Regierungsmann und
Herrn Pachnicke. (Große „Heiterkeit.) Daß ein freiſinniger
Redner nach dem Fall Schellenberg an die politiſche Harm-
loſigkeit der Poſtverwaltung und der übrigen Reichsämter
glaubt, iſt geradezu unerhörkt. (Lebh. Zuſtimmung im Zentr.
und bei den Soz.) Daß Sie nach der Behandlung, die Sie
im Falle Schellenberg erfahren haben, jetzt die politiſche Kor-
ruption noch weiter in die Beamtenſchaft hineintragen helfen,
läßt mich daran verzweifeln, daß überhaupt noch ein Funke
V Prraidme in ihnen iſt. (Lebh. Zuſtimmung bei den
Soz.
Damit ſchließt die Diskuſſion. Jn der Abſtimmung wird

die Regierungsvorlage (31 000 Mk. für die Beamten der
Heeresverwaltung) mit 286 gegen 17 Stimmen abgelehnt, derAntrag Ablaß (91 000 Mk. ſw dieſelben) mit 167 gegen 137

Stimmen angenommen, ebenſo die Forderung von 700 090 M.
für Oſtmarkenzulagen an die Poſtbeamten mit 156 gegen 148
Stimmen. Hier ſtimmen einige Freiſinnige mit der Minori-
tät. (Zentrum, Sozialdemokraten und Polen).

Es folgt die zweite Beratung des Geſetzentwurfes zur Ein-
ſchränkung der

Haftung des Tierhalters.
(S 833 des Bürgerl. Geſetzbuches).

Abg. Gäbel (Wirtſch. Vgg.) begründete
die Bienen als Haustiere zu betrachten.

Abg. Steindl (Zentr.) und Staatsſekretär Dr. Nie-
berding bekämpfen den Antrag.

Abg. Stadthagen (Soz.): Für den praktiſchen Land
wirt bringt der Geſetzentwurf keine Vorteile, ſondern nur für
den Großgrundbeſitzer. Wir werden dieſes antiſoziale Aus
nahmegeſet gegen alle die, die das Unglück haben, von einem
Tiere verletzt zu werden, nach wie vor ablehnen. Die Art,
wie Sie den S 833 umgeſtaltet haben, iſt ein ſchönes Beiſpiel

Das Volk hält es unzwei-
elhaft für moraliſch, daß der Reiche für den Schaden zu haf-
n. hat, den er dem kleinen Manne zufügt. Sie aber ändern

das neue Bürgerliche Geſe s ab, nur um den Reichen von
der Haftung zu befreien. (Sehr wahr! bei den Soz.) W

Abg. Stolle (Soz.): Nach den Vorſchlägen der Kon
miſſion iſt jeder Arbeiter und jeder kleine Geſchäftsmann ſteis
in der Gefahr, zum Krüppel gemacht zu werden, ohne jeden
Anſpruch auf Entſchädigung. (Sehr wahr! d. Soz.) Die
Folge dieſes Geſetzentwurfes wird ſein, daß die Verletzten
das Armenrecht werden in Anſpruch nehmen müſſen, um zu
klagen, oder daß ſie der nung anheimfallen
Wenn Sie Recht und Gerechtigkeit walten laſſen wollen, müſ-

Fie gegen den Entwurf ſtimmen. (Lebh. Beifall bei den
oz

Damit ſchließt die Diskuſſion. Der Geſetzentwurf wird unter
Ablehnung aller Abänderungsanträge in der Kommiſſionsfaſ
ſung angenommen.

Letzter Gegenſtand der m iſt der Geſetzentwurf
betreffend die Abänderung des S 63 des Handelsgeſetzbuches.

Staatsſekretär Dr. Nieberding erklärt die Kommiſſions-
ſaſeng, die den Handlungsgehilfen während der Krankheit das
volle Gehalt und das Krankengeld ſichern will, von der Regie-
rung aus für unannehmbar.

einen Antrag,

n Aufheben im Rotithuch!

Das nene deutſche Vereinsgeſetz.
wecken, die1. Alle R ehörigen haben das Recht, zu ZuStrafgeſetzen m meiterlaufen, Vereine zu bilden und

ein. Dieſes Recht unterliegt polizeilich nur denem etz und anderen Reidhegeſehen eithalfenen Be

en.

um die Ver-finde sr eſundheit dernwe
unmittelbarer Gefahr Leben u
er an einer Verſammlung handelt.

g. Ein Verein, deſſen Zweck den Strafgeſetzen zuwider
werden.W. kann im Wege des Verwaltungs-

er twerf rens, und wo ein i nicht ſgt im Wege des
ekurſes nach Maßgabe der Vorſchriften der g8 20, 21 der Ge

werbeordnun efochten werden.z Die geetige da löſung eines Vereins iſt öffentlich bekannt

u machen.
g 8. er Verein, der eine Einwirkung auf politiſ

tenheen brgwect Goliſcher Verein), muß einen

n un en.Der e u verpflichtet, binnen einer Friſt von zwei
Vochen ma Gründung des Vereins die Satzung, ſowie das

zeichnis der Mitglieder des Vorſtandes der ger den Sitz des
ereins zuſtändigen Poligeibehörde einzureichen. Ueber diefclate Cnreicheng eine koſtenfreie Beſcheinigung zu er

en.
Ebenſo e Aenderung der Satzung, ſowie jede Aende

rung in uſammenſetzung es binnen einer

Wir daz Reichsvereinsgeſetz an dieſer Stelle nochw See en ſtellt n de 7 W S
e ere gral die W Reichet iſt z. B. derangenommene Sodielugſtritene 57 (Sprachenparagreph) jert 512 geworden.

Wir empfehlen

emeinen ſicher heitspolizeilichen n en des
i

orſtand

du
ku

6.vi öffentlich bekannk gemacht worden ſind; die

der Bekanntmachung beſtimmt die Landeszentralbehörde.

e Ange der Wahlberechtigten zum

auf üge auf öffentlichen Straßen oder Pß Gelehigieng t e

17 uſw.e i v beſt d eier deſnitwven Faſſung

z von zwei Wochen nach dem Eintritte der Aenderung an-
zuzeigen.

Die Satzung, ſowie die Aenderungen ſind in deutſcher Faſ
ſung einzureichen. Ausnahmen von dieſer Vorſchrift können
von der höheren Verwaltungsbehörde zugelaſſen werden.

8 4. Perſonenmehrheiten, die vorübergehend zuſammen
treten, um im Auftrage von Wahlberechtigten Vorbereitungen
ür beſtimmte Wahlen zu den auf Geſetz oder Anordnung von
ehörden beruhenden öffentlichen Körperſchaften zu treffen,
elten vom Tage der amtlichen rn es Wahl

es bis zur Beendigung der Wahlhandlung nicht als poli-
tiſche Vereine.

g 5. Wer eine öffentliche ſzrmlung zur Erörterung po
litiſcher Angelegenheiten e che Verſammlung) veranſtal
ten will, hat hiervon mindeſtens r Stundenvor dem Beginne der Verſammlung unter Ang des Ortes
Und der Zeit bei der Polizeibehörde Anzeige zu erſtatten. Ueber
die Anzeige iſt von der Polizeibehörde ſofort eine koſtenfreie
Beſcheinigung zu erteilen.

Einer Anzeige bedarf es nicht für Verſammlungen,
rforderniſſe

Einer Anzeige bedarf es sss nicht R Verſammlungen
etriebe der Wahlen zu den auf

Geſetz oder Anordnung von Behörden beruhenden öffentlichen
Körperſchaften vom Tage der amtlichen Bekanntmachung desWahltages bis zur Beendigung der Wahlhandlung.

Das Gleiche gilt für Verſammlungen der Gewerbetreiben-
den, gewerblichen Gehilfen, Geſellen, Fabrikarbeiter, Beſitzer
und Arbeiter von Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten
und unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben zur Erörte-
rung von Vera d und Vereintgungen zum Behufe der
Erlanc, ung günſtiger Lohn und Arbeitsbedingungen, insbeſon
z mittels Einſtellung der Arbeit oder Entlaſſung der Ar

beiter. tg 7. Oeffentliche Verſammlungen unter n Himmle und
ätzen bedürfen der

er Polizeibehör
Die Genehmigung iſt von dem Veranſtalter mindeſtens vier

undzwanzig Stunden vor dem Beginne der Verſammlung oder
e ige unter Angabe des Ortes und der Zeit nachzu
r Sie iſt ſchriftlich zu erteilen und darf nur verſagt weren, wenn aus der bharkung der Verſammlung oder der Ver

anſtaltung des Aufzuges Gefahr für die öffentliche Sicherheitzu ehe iſt. S e der iſt dem Ver-
2nſr ofort ein koſtenfreier Beſcheid mit Angabe der Gründe
zu erteilen.

g 8. Eine Verſammlung, die in einem geſchloſſenen Raume
veranſtaltet wird, iſt ni chon deshalb als Verſammlung
unter freiem Himmel uſehen, weil außerhalb des Ver
ſammlungsraumes befindliche Perſonen an der Erörterung
teilnehmen, oder weil die Verſammlung in einen mit dem
Verſammlungsraum zuſammenhängenden umfriedeten Hof
oder Garten verlegt wird.
S 9. Der Landeszentralbehörde bleibt es überlaſſen, zu be

timmen, daß und unter welchen Vorausſetzungen für Ver-
ammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge die Genehmi-

ging durch Anzeige oder öffentliche Bekanntmachung erſetzt
wird.

Gewöhnliche Leichenbegängniſſe, ſowie Züge der Hochzeits-
eſellſchaften, wo ſie hergebracht ſind, bedürfen der Apprige oder
enehmigungpnicht. Der Landeszentralbehörde bleibt es über-

laſſen, zu beſtimmen, deß auch andere ufzü e der Anzeige
und Genehmigung nicht bedürfen, und daß Aufzüge, die durch
mehrere Ortſchaften führen, nur einer Polizeibehörde angezeigt
und von ihr genehmigt zu werden brauchen. 4

S 10. Jede öffentliche S Verſammlung muß einen
Leiter haben. Der Veranſtalter iſt berechtigt, die Leitung ſelbſt
u übernehmen, Fe einem anderen zu übertragen oder die Wahlhes Leiters durch die Verſammlung zu veranlaſſen. Der Lei-

ter oder, z dieſer nicht beſtellt iſt, der Veranſtalter hat
für Ruhe und Ordnung in der Verſammlung ſe gen. Er iſt
befugt, die Verſammlung für aufgelöſt zu erklären.

g 11. Niemand darf in einer öffentlichen Verſammlung oder
einem e, der auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ſtatt
finden ſoll, affnet erſcheinen, es ſei denn, daß er vermöge
öffentlichen Berufs zum Waffentragen berechtigt oder zum Er
ſcheinen mit Waffen behördlich ermächtigt iſt.

5 12. Die Verhandlungen in öffentlichen Verſammlungen
ſind in deutſcher Sprache zu führen.

Dieſe Vorſchrift findet auf internationale Kongreſſe, ſowie
auf Verſammlungen der Wahlberechtigten zum ebe der
Wahlen für den Reichstag und für die etzgebenden Ver

der Bundesſtaaten und Elſa ngens vom
age der J Bekanntmachung des Wahltages bis zur

Beendigung der Wahlhandlung keine Anwendung. a

t

S

e

n

d



Der deisetag nimmt die Kommiſſionsbeſchlüſſe in zweiter

S en v da Da menerauf verta aufWehierlſungen und Pellonth. t W r
Schluß 76 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 6. Mai

Die Landtagswahl in Halle.
Der Wahlkampf wird ſich diesmal in drei Lagern abſpielen.

Auf der einen Seite ſtehen wir, die Sogiald atie mit dem
alten Laſſalleſchen Kampfrufe: Her mit einem freien Wahlrecht
für Preußen! Wir vertreten mit unſerer Forderung ein feſtes,
klares Prinzip, deſſen politiſche und kulturelle Konſequenzen
der Arheiterſchaft und allen ehrlichen Anhängern einer
wirklichen Demokratie nicht eindringlich genug vor Augen ge
führt werden können. Wenn wir auf Grund des unſinnigen
und ungerechten Dreiklaſſenwahlrechts keinen Abgeordneten
unſere Partei werden durchbringen können, ſo muß doch die
Wucht der für die Sozialdemokratie abgegebenen Stimmen
den Herrſchenden und Beſitzenden zeigen, daß das Volk in
ſeiner überwältigenden Mehrzahl weder mit der gegenwärtigen
Regierung noch mit dem jetzigen Geldſackswahlrecht einver-
ſtanden iſt. Gerade bei dieſer Wahl muß mit aller Energie der
Wille des Volkes betont, muß den Gegnern mit aller Kraft zu
verſtehen gegeben werden, daß man mit der Rechtloſigkeit und
Willkür des preußiſchen Polizeiſtaates endlich aufräumen will.
Wollen die Gegner auch diesmal nicht hören, dann müſſen ſie
eben in Kauf nehmen, wenn das Volk auf andere Mittel ſinnt,
ſeiner Forderung Gehör zu verſchaffen. Zunächſt iſt aber das
geeignetſte und beſte Mittel, den Feinden der Volksrechte ins
Gewiſſen zu reden, ein tatkräftiges und umfaſſendes Eintre
ten für die Wahlmänner und Abgeordneten der Sozialdemo-
kratie, der einzigen Partei, die offen, ehrlich und energiſch für
ein freies Wahlrecht in Preußen eintritt. Das ſollte nicht nur
für die Arbeiter gelten ſondern auch für die Kreiſe des Halle
ſchen Bürgertums, die es wirklich ehrlich mit dem Wunſche
nach einem freien Wahlrecht meinen. Sie könnten ihre Ehr
lichkeit beweiſen, daß ſie, ohne ihrer ſonſtigen politiſchen Ueber
zeugung etwas zu vergeben, bei dieſer Landtagswahl, die am
letzten Ende nur ein Wahlrechtskampf iſt, auf Seite der So
zialdemokratie treten. Leider liegen die Dinge bei uns in
Halle ſo, daß man die ehrlichen Wahlrechtsfreunde in bür-
gerlichen Kreiſen mit der Laterne ſuchen muß. Unſer Bürger
tum iſt ſo verſpießert und von chroniſcher Rotſcheu befallen, daß
jeder Appell an ſeine politiſche Ehrlichkeit und Energie nutzlos
ſein wird.

Den beſten Beweis für die Behauptung findet man im
liberalen Lager, das diesmal wieder heuchleriſche und falſche
Wahlrechtsfreunde und erklärte Wahlrechtsfeinde in ſich ver
einigt. Bekanntlich haben hier Freiſinn und Nationalliberale
wieder ein Kompromiß geſchloſſen auf Grund deſſen die beiden
bisherigen Landtagsabgeordneten von Halle und dem Saal-
kreiſe, der entſchieden, ganz und voll freiſinnige Herr Stärke-
fabrikant Schmidt und der VollblutNationalliberale Herr
Juſtizrat Keil wieder als Kandidaten aufgeſtellt worden ſind.
Die Freifinnigen nehmen es arg übel, wenn man an ihrer
Wahlrechtsfreundſchaft zweifelt, in der Praxis gehen ſie aber
mit entſchiedenen Wahlrechtsfeinden, wie Figura zeigt, durch
Dick und Dünn. Jn der letzten Sitzung des Nationalliberalen
Vereins, Ende voriger Woche, wurde vom Profeſſor Löning aus
drücklich betont, die Nationalliberalen unter keinen Um
ſtänden für Einführung des Reichstagswahlrechts zu habenſeien. Das imponiert aber unſeren Freiſinnigen nigt. Sie

ſind mit dem Munde für das freie Wahlrecht, in ihrem Herzen
aber ſind ſie heilfroh, Arm in Arm mit den nationalliberalen
Wahlrechtsfeinden gehen zu dürfen. Das edle Brüderpaar
geht jetzt brav auf den Gimpelfang aus. Vor allem ſind es die
Beamten, Lehrer uſw., die auf den freiſinnig nationalliberalen
Leim kriegen ſollen. Mögen es dieſe Herren mit ſich ſelbſt aus
machen, wenn ſie ſich von dem liberaken Phraſendunſt benebeln
laſſen. Ein Arbeiter aber und ein wirklicher Verfechter der
Volksrechte, der dieſem Zwitterkompromiß Gefolgſchaft leiſtet,
iſt entweder ein politiſcher Dumkopf oder ebenſo politiſch
charakterlos, wie die Freiſinnigen, die ein ſolches Kompromiß
zurechtgedeichſelt haben.

Dieſe Charakterloſigkeit ſcheint aber ſchon den verdienten
Lohn zu finden. Denn ſchließlich löft Geſinnungsloſigkeit bei
Freund und Feind Verachtung aus. Der Halleſche Freiſinn
wird nämlich von ſeinen Blockfreunden, denen er wie ein Hund
nachgelaufen iſt und denen er ſeine blinde Ergebenheit erſt
kürzlich durch eine blockbegeiſterte Reſolution Ausdruck gegeben
hat, mit wohlverdienten Fußtritten behandelt. Jm dritten
Lager für den Landtagswahlkampf ſtehen die Konſervativen

und alle ſonſtigen reaktionären Elemente. Dieſe haben ihren
Kriegsruf aber nicht unter konſervativer Flage erſcheinen

en, ſie vielmehr das Stichwort „national“ ge
ehten Reichstagswahlen den deutſchen Spie

her in politiſche Tobſuchtsanfälle verſetzt hat. Die Spekulation
auf die politiſche Verblödung des deutſchen Spießertums iſt
nicht dumm. Sie iſt ebenſo ſehr gegen Sozialdemokratie wie
gegen den Freiſinn gerichtet, auf deſſen „liberales“ Gaukelſpiel

immer genug Dumme hereinfallen. Um aber den Halle
ſchen Freiſinn ganz an die Wand zu quetſchen, iſt man im
„nationalen“ alias konſervativen Lager auf einen ganz raffi-
nierten Trick verfallen. Man hat als Kandidaten zur Land
tagswahl denſelben nationalliberalen Juſtizrat Keil auf-
geſtellt, der der Kompromißkandidat der Freiſinnigen iſt, da
neben iſt der Privatdogent Dr. Steinbrück, der dieſer Tage
als Erkorener der Beamten als Sieger aus der Stadtver-
ordneten-Erſatzwahl hervorging, und der jedenfalls auch bei
der Landtagswahl als der Mann der Beamten „ziehen“ ſoll.
Das ganze Manöver läuft darauf hinaus, den Freiſinn trotz
ſeiner Servilität und Waſchlappigkeit um das Landtagsmandat
zu bringen. Die Saaleztg. zetert jetzt ſchon ob dieſes teuf-
liſchen Planes. Am meiſten regt ſich die alte Saaletante über
„den Mißbrauch, der mit dem Worte „national“ getrieben wird“,
auf. Allmächtiger Strohſackl Das tut dieſelbe Saaletante,
die während des Reichstagswahlkampfes das Wort „national“
in ihren F. W. Artikeln geradezu genotzüchtigt hat! So
rächt ſich eben die politiſche Charakterloſigkeit am eigenen Leibel!

Die Situation in den beiden feindlichen Lagern zeigt alſo
nur Verworrenheit, Unklarheit und Heuchelei. Für die Sozial
demokratie iſt die Richtlinie klar gezogen: Für die freiſinnig-
nationalliberal gepaarte Kompromißgeſellſchaft hat ſie nur an Ekel
grenzende Verachtung, gegen die „national- konſervative Liga“, die
Vorkämpferin preußiſcher Reaktion heißt es: Krieg bis aufs
Meſſer! Möge jeder Arbeiter und jeder Genoſſe ſeine Kräfte
in dieſem Kampfe einſetzen.

Wahlreden bei Ortsrankenkaſſenwahlen.
Die Kölner Ortskrankenkaſſe für die in ſtehenden Gewerbe-

betrieben beſchäftigten Perſonen hatte in ihrer Generalver-
ſammlung vom 20. November 1906 Vorſtandswahlen vorzu
nehmen. Nachdem man die Wahlen der Vorſtandsmitglieder
aus dem Kreiſe der Arbeitnehmer begonnen hatte, erfolgten
noch Erörterungen und Wahlreden. Aus dieſen Gründen er-
klärte demnächſt der Oberbürgermeiſter von Köln als Aufſichts-
behörde, indem er ſich auf S 45 des Krankenverſicherungsgeſetzes
berief, die Wahlen von acht Vorſtandsmitgliedern (Lagerver-
walter Pütz und Gen.) für ungültig. Pütz und Gen. klag-
ten darauf gegen den Bürgermeiſter im Verwaltungsſtreitver
fahren und beantragten, die Wahlen für gültig zu erklären,
da ſolche Reden in der Wahlverſammlung nicht verboten ſeien.
Der beklagte Oberbürgermeiſter ſtellte ſich dagegen auf den
Standpunkt, daß Erörterungen und Wahlreden am Wahlort
und in der Wahlverſammlung nach allgemeinen Grund-
ſäten unzuläſſig ſeien, wenn auch weder das Krankenverſiche-
rungsgeſetz noch das Kaſſenſtatut derartige Reden während
der Wahlhandlung verbiete. Jn Betracht zu ziehen ſei, daß ſie
bei den Wahlen für den Reichstag, den Landtag und für die
Kreis und Provinzialvertretungen nach den dafür geltenden
allgemeinen Beſtimmungen auch nicht ſtatthaft wären. Der
Bezirksausſchuß in Köln hob jedoch die Verfügung des Ober
bürgermeiſters auf und erklärte die Wahlen für gülti g. Be
gründend wurde ausgeführt: Dem Beklagten ſei allerdings
zuzugeben, daß in Ermangelung beſonderer Be
ſtimmungen im Krankenverſicherungsgeſetz und im Kaſſen
ſtatut allgemeine Beſtimmungen maßgebend ſein könnten. Es
gehe aber nicht an, jede Beſtimmung, die ſich in irgendeinem
Geſetze befinde, als allgemeine zu begzeichnen, nur weil ſie ſich
auf einen ähnlichen Gegenſtand beziehe. Allgemein ſei eine Be
ſtimmung nur, wenn ihr die Wirkung beigelegt ſei, tatſächlich
eine Gebietseinheit zu regeln. Es gebe nun aber keine allge
meine z bei Wahlen ſchlechthin (d. h. ei
allen Wahlen) Erörterungen und Reden ausgeſchloſſen ſein
ſollen. Alle in Wahlreglements und dergleichen enthaltenen
diesbezüglichen Anordnungen ſeien daher beſondere Be-
ſtimmungen und hätten nur für die davon betroffenen Wahlen
Gültigkeit. Wo es an ſolchen Anordnungen in andern Geſetzen
und in den durch ſie zugelaſſenen Statuten fehle, könnten ſie
auch nicht im Wege der Analogie herangezogen werden. Bei
den Vorſtandswahlen der Krankenkaſſe ſeien die Reden und
Erörterungen, auch wenn ſie während des Wahlaktes gehalten
würden, nicht als unzuläſſige Wahlbeeinfluſſung anzuſehen,
wie ja auch die vor dem Wahlakte gehaltenen nicht als ſolche

elten.
Der Oberbürgermeiſter legte Reviſion beim Oberverwal

tungsgericht in Berlin ein.

dieDer dritte Senat des verwarfReviſion. Er beſtätigte die Vorentſcheidung als zutreffend
und führte noch aus: Wo keine beſonderen Beſtimmungen be
ſtänden, da müſſe man die Zuläſſigkeit von Erörterungen wäh-
rend der Wahlhandlung nach der Natur der Wahlen beurteilen.,
Bei den Vorſtandswahlen der Krankenkaſſen ſpreche nichts da
gegen. Das Krankenverſicherungsgeſetz ſchreibe nur die ge-
heime Wahl vor. Es müſſe unter allen Umſtänden den Be
teiligten die Möglichkeit gegeben werden, geheim ihre Stimme
abzugeben. Das ſei durch die Wahlreden nicht beeinträch-
tigt worden. Die Wahlen ſeien ſomit gültig.

Die beiden Theaterabende
des Bildungsausſchufſes, die in der Monkagnummer des Volks
blattes angekündigt waren, können nicht ſtattfinden. Die
Direktion des Braunſchweiger Enſembles iſt außerſtande, die
mit dem Bildungsausſchuſſe vereinbarten Bedingungen einzu-
halten, ſodaß der letztere ſich genötigt geſehen hat, die beiden
Aufführungen von ſeinem Programm abzuſetzen. Damit iſt
natürlich auch der Hinweis auf den Kartenverkauf hinfällig
geworden.

Von der FleiſchpreisNotierungs kommiſſion am hie-
gen ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofe wurden am Montag,
en 4. Mai, folgende Fleiſchpreiſe feſto (lt: wurden

bezahlt für 50 kg Fleiſchgewicht für Og, en 57--62, Bullen
57—62, Kühe 48--60, Maſtkälber Saugküälber 70—75,
Lämmer und Maſthammel 69, Schafe 60—65, Schweine 58 bis
61 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf 50 kg
Schlach t gewicht (einſchl. des Schmeeres unter unentgeltlicher

des ſogenannten Krames Geſchlinge, Magen,
Darm, Mittel und Blut Ausgeſuchte Schweine I. Mk.
über Notiz.

Verlorene und gefundene Gegenſtände. 1. Jn der Zeit vom
165. bis 80. April 1908 ſind nachſtehende als ge-
funden bei der v eben reſp. angemeldet

emworden: 1 gelbe Froſge mit ro kein, 2 graue Damen-
jacketts, 1 Geldſtück, Portemonnaies mit Jnhalt, 1 goldener

utteral,Trauring, 1 goldene Damenuhr, 1 Herrenmeſſer im1 Re cnſchirn 1 gelbe Halskette mit Herz, 2 Kiſten Strohhüte,

1 goldener Damengürtel mit mattgoldener Schnalle, 2 eiſerne
Patent-Leitblöcke, 1 ſilbernes Kettenarmband, 1 Klemmer ohne
Einfaſſung, 1 goldener Armreif.

2. In derſelben Zeit ſind als verloren angemeldet: 1 er
zes längliches Portemonnaie mit 2830 Mk. Jnhalt, 1 ſchwar-
zer lederner Damengürtel, lila gefüttert mi J Schloß,1 braunes Handtaſchhen mit Portemonnaie und Mark Jn-
halt, goldene Broſche, 1 ſchwarzſeidener Damenregenſchirm mit
geblümter Kante und halbrunder ſilberner Krücke, 5 Muſter-
bücher von Segeltuch, 2 Pfandſcheine Nr. 46 794 und 46 793, 1
goldene Damenuhr mit Namen, 1 goldene Broſche mit Gra-
naten und 2 Perlen, 1 Pfandſchein Nr. 412 907 über 1 goldene
Damenuhr, 1 goldenes Gliederarmband, 1 kleines rotes Por-
temonnaie mit 15--16 Mark Jnhalt, 1 braunes Geldtäſchchenmit 31--82 Mark Jnhalt, 1 ſikberner Damengürtel mit maſſiv
ſilberner Schnalle, 1 goldener Klemmer, rechtes Glas 2 Riſſe,
1 goldene Broſche mit 1 größeren Brillanten in der Mitte und
6--7 kleinen Brillanten, 1 kleine goldene Granatbroſche, 1 glo-
denes Kettenarmband, 1 goldene Broſche mit Amethhyſt.

Neue Erfindungen. Wochenbericht vom Patent Bureau
Kipp u. Büttner, Hamburg, Glockengießerwall 21, über
Patente: H. 35 481, Kl. 30 e. Zuſammenlegbare, als Trag
bahre verwendbare Matratze mit in der Spannung einſtellbarem
Matratzenboden, der aus einem in der Längsrichtung zickzack-artige ührten flachen Gewebegurt beſteht Heinrich nen

Gebrauchsmuſter: 836 911. Aus feuerfeſtem Material
beſtehender Stein zur idung der unteren Flanſche eiſerner
Träger Louis Werner. 336 913. Zur ferg eſten Ummantelung
eiſerner Säulen Verwendung findender Stein von kreisbogen-
förmiger Grundrißgeſtalt; Louis ner. Aus feuerfeſtem
Material verfertigter Stein zur Ummantelung eiſerner Säulen;
Louis Werner. 836 841. Zuſammenlegbares Rahmenwerk,
das beim Aufbau von re Zelten u. dergl. und als Wäſche
trockengeſtell Berwendung finden kann; Meta Müller, geb.
Breuer. Das Bureau erteilt unſeren Leſern Rat und Aus
kunft in allen Patent, Gebrauchsmuſter- und Warenzeichen
Angelegenheiten koſtenlos.

Einer, der nichts vom „Segen“ der a e
wiſſen will. Als der Oberwächter Nr. 2 der und Schließ-
g. ellſchaft in der u Nacht fern 12 Uhr 30 Minuten
as Grundſtück geiry her traße 86 revidierte, fand er im Keller

einen ſag enden Knaben vor, W ſich dort eingeſchlichen
hatte. Auf der Polizei wurde feſtgeſtellt, daß es ſich um einen
aus der Anſtalt entwichenen Fürſorgezögling handelte, der be
reits geſucht wurde.

onntag den Tod in derderte Apo rekognos

Die Zuläſſigkeit weiterer Aus n regelt die
ebun in Landesteilen, in en z Zeit desens dieſes Geſ lkerungsteileh re vorhanden ſind, ſofern dieſe Bevölkerur gsteile g

7
3 chen Sp die lungen fahrt werden ſollen.dis Anzeige iſt von der Pol Abert e ſofort eine koſten

ei heintgung S erteil
zirke unteren Verwaltungsbehörden.

erner ſind, ſoweit die S r Abweichendes nicht
beſtimmt, Ausnahmen auch m enehmigung der Landes-
zentralbehörde zuläſſig.

18. Beauftragte, welche die Polizeibehörde R. ne öffent
n

i

liche Verſammlun 6, 6, 7, 8, 9, 12) entſendkt, haben ſichunter en rer Ei enſchaft dem gar oder ſolange
dieſer nicht beſtellt iſt, dem Veranſtalter der Verſammlung zu
erkennen zu geben.
Den Beauftragten muß ein angemeſſener Platz eingeräumt
werden. Die Polizeibehörde darf nicht mehr als zwei Beauf-
re n ftragten der Poligeibehörde ſind befugt, unt

14. Die Beauftragten der Polizeibehörde ſind befugt, unterammlung für e zu er

eine Verſammlung für aufgelöſt erklärt worden, ſo hatdie Peuneipehslgr dem e der a die mit Tat
ſachen zu belegenden Gründe der Auf lung ſchriftlich mitzu
teilen, kalls er dies binnen drei Tagen en ragt.

15. Auf die Anfechtung der Auflöſufinden die Bad s 19 be
Sobald eine Verſammlu

ſind alle Anweſenden verpflichtet,

Anwendung.

ch ſofort zu entfernen.
Perſonen, die das achtzehnte a17.voledket haben, dürfen nicht tglieder von

einen ſein und weder in den Verſammlungen ſolcher Vereine,

in öffentlichen politiſ erſammndelt, no
weſend ſein.

18. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünderen Stelle im Unvermögengsfalle Haft tritt, wiäs beſtraft:

1. wer als Vor
Vereins den
gen und Verzeichniſſen 3 Abſatz 2 bis 4

ofern es 84 nicht um n S Zwecken

dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Anzeige oder Bekannt
machung veranſtaltet oder leitet;

8. wer als Veranſtalter oder Leiter einer Verſammlung den
Beauftragten der Polizeibehörde die Einräumung eines

angemeſſenen Platzes verweigert 13 r 2)
wer ſich nach Erklärung der Auflöſung einer
nicht ſofort entfernt

einer Verſamm

für aufgelöſtt erklärt iſt,

ungen an

ig Mark, an

nd oder als Mitglied des Vorſtandes eines
orſchriften über die 7 von unuwiderhandelt.

2. wer eine e e ohne die durch 88 6, 7, 8, 9

erſammlung

Die Lebensmüde, die am
Saale geſucht hat, iſt als die Witwe
ziert worden.

g 20. Die Vokſchriften dieſes Geſetzes finden keine An
wendung auf die durch das Geſetz oder die zuſtändigen Behör
den angeordneten Verſammlungen.

g 21. Welche Behörden unter der Bezeichnung „Poligzeibe-hörde“, „untere Verwaltungsbehörde und höhere Verwal

t ebörde zu verſtehen ſind, beſtimmt die Landeszentral
e r e.

W. An die Stelle des F 72 des Bürgerlichen Geſetzbuchestrut folgende Vorſchrift: s
Der Vorſtand hat dem Amtsgericht auf deſſen Verlangen

ederzeit eine von ihm vollzogene Beſcheinigung über die Zahl
er Vereinsmitglieder einzureichen.

28. werden:er S 17 r 2 des S geg für den Deutſchen gar
tag vom 81. Mai 1860 (Bundesgeſetzblatt S. 145, Reichse

er a es Einführungsge um Strafgeſetzbucheür das Deutſche Rei gen ai so (Bundesgeſetz
latt S. 1956, hege etzblatt 1871 S. 127), ſoweit er ſich

die beſonderen Vorſchriften des Landesſtrafrechts über
M re des Vereins und srechtes bezieht,der S 6 Abſatz 2 Nr. 2 des Einführungs es zur Straf-

wen vom 1. Februar 1877 (Reichsgeſetzblatt S.
Die ſonſtigen reichsgeſetzlichen Vorſchriften über Vereine und

Verſammlungen bleiben in Kraft.
g 24. Unberührt bleiben:
die Vorſchriften des Landesrechts über kirchliche und religiöſe

16p. wer als Vorſtand oder als Mitglied des Porſtandes eines
Vereins entgegen den Vorſchriften des S 17 dieſes Ge
ſetzes Perſonen, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht

Vereine und Verſammlungen, über kirchliche Prozeſſionen,klären,

e und Bittgänge, ſowie über geiſtliche Orden

Angabe des Grundes die V

1. wenn in den Fällen des F 12 Abſatz 8 die h
über die ordnungsmäßige Anzeige nicht vorgelegt wer vollendet haben, in dem Vereine duldet; und Kongregationen,

2 ar z en igung nicht erteilt iſt 7); wer entgegen den Vorſchriften des F 17 dieſes Geſetzes die Vorſchriften des Landesrechts in bezug zu Vereine und
7 Dem e du Beauftragten der Poligeibehörde in einer Verſammlung anweſend iſt. Derſawmlungen für die Zeiten der We ahr, des Krie

18 Abſat verweigert wird: g 19. Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark, an deren es, des erklärten Krie s(Belagerungs) Zuſtandes oder4. wenn Bewaffnete, e Fyrſammlung an Unvermögensfalle Saft tritt, oder mit Haft wird en T r s tn bezug auf Veraheedungen
ni eb. De Tee h tn a Anträge oder Vorſchläge er i. ge eine Verſammlung unter freiem Himmel oder einen a r re Dienſtboten gur Einſtellung oder

örtert werden, die eine Aufforderung oder Anr zu ufzug ohne die vorgeſchriebene Anzeige oder Genehmi di v ſch ſten des Landedrechts S der Feier der
Be nie nur auf Antrag zu derkolaendes es 2 gut ſt 2 u ber in einem Auf onn und Feſttage; Wege ſint für J igt

6. gen die ſich verbotswidrig einer nicht deutſchen zuge bewaffnet erſcheint 11) zu a Jeſttgs Co hrär tungen dir ammlunge

e eten der rde von dem anſtalter tet, lettet oder in thr itt g i 44e t Verſäanung des Von nicht entgegen wie J aßt Redner auftritt 6 265, Das Geſetz tritt am 26. Mai 1009 in Kraft.



S An dem Bureau de Walhallathea t tionale Rin r t an Vienetaabend ſiegten Jo ſe p Dworahel über h h e
ion von BelMinuten i le r esien nach 4 Minuten über Sirbul Meiſurads, mpion von

i Gambier II., Frankreich über ſ ytlinski nach 12 Minuten. Der Kampf ger i l ch
tsringer von Sag wurde nach 80 Minuten als unentſ e

a

ſchaftsringer von Mexiko, Charles Jackſon, welcher ſich
noch e kurrenz gemeldet hat, vorgeſtellt.

Aus dem Burean des Stadttheaters. Donnerstag
a wird zum letzten Male Maeterlinks Monna Vanna

J tag findet die Aufführung der amerikaniſchenKom e Wolkenkragtzer ſtatt und zwar zuſammen mit dem
Benedixſchen Luſtſpiel Die Dienſtboten. Sonnabend letzte
Klaſſiker Vorſtellung der Spielzeit Marie Stuart mit

l. Kernow in der Titelrolle, Herrn Gode als Leiceſter undm als atte i liſabeth iert Frau Auguſte
o

l
m Leipziger Stadttheater auf Engagement. Die
hat bisher das der erſten Heldin geſpielt undch der R

v

3 erin
beabſichtigt in das ndsdamen und Heldenmütter
überzugehen.

Die Hungerkünſtlerin Frl. Flora Tosca befindet ſi
rwieder ganz wohl und wird en bis zum Schludrehen Die Dame hat ihre blüühende Geſichtsfarbe voll

ren und am Körpergewicht bedeutend abgenommen.
Sonntag, den 10. Mai, abends 9 Uhr, iſt ihr 25 Tage dauerndes

eriment beendet. r Donnerstag und Freitag iſt nochmals
S angeſetzt und verweiſen wir auf das

Jnſerat in dieſer Nummer.

Nietleben. Von tn Lokomotive der Halle-Hett-
e Bahn h wurde geſtern die 10jährige Tochter
des Arbeiters Albert Waldheim. as Unglück ereignete ſich
auf dem Anſchlußgleiſe der Grube Neuglücker Verein.

ort 5. Mai. E. B.) Wegen verleumderiſcher
Beleid e et e Kaufmann Martin Schulze

ovon hier zu ſe
wel il er bei dem Landgericht Halle Berufung eingelegt

Er hatte am Morgen des 14 Dezember v. J. im Rats-
eller das Gerücht verbreitet, der Poſtmeiſter Groſſe von hier
abe in der vorangegangenen Nacht, ſeinen, Schulzes, Vater
ump le auf den Kopf puckt und die junge

en Gefängnis verurteilt worden, gegen

au Schulze unſ ch berührt. Der Poſtmeiſter ſei derartig
erauſcht geweſen, daß er ſich habe übergeben müſſen. Die

Beſchuldigungen des Angeklagten ſtützten ſich auf einen Vor
gang, der am Abend zuvor in der Deutſchen Bierhalle hier

Schulzes Vater, der hier ein Kaufmanns
e betreibt, war mit dem Poſtmeiſter in einen heftigen

KWortwechſel eraten, weil der Poſtmeiſter geſagt hatte, ver
ſie e See en in Halle, A en gbanern ei alles viel teurer, hier dürfe man nicht alles

Der alte T n geriet darüber derartig in Er
daß er ausgerufen J ſoll „Die gang Poſtverwal

tun verrückt“. Darüber ſoll ſich der alte Poſtmeiſter ſehrr und dem Schulze ſen. entrüſtet die Worte zugerufen
der „Es iſt ungnſtändig von einer Staatsbehörde zu ſagen,

e iſt ckt“. v Vorgange hatte dann Schulze jun.,
er am betreffenden Abend ſeinem Vater in dem Reſtaurant
eiſtand geleiſtet, das Uebrige h und ſo über das

Geſch ganz Könnern in Aufruhr gebracht. Schulze jun.
entſchuldigte ſich mit Aufregung und verſuchte nachzuweiſen,
daß der m ter den Streit begonnen habe. Die Straf-

Halle kam aber zur Verwerfung der Berufung des
ngeklagten.

Aus den Hacdarkreiſen.

Per 32. Verbandstag Thüringer Konſumvereine,
der gegenwärtig in Koburg tagt, wählte den bisherigen Ver-
de n und die Reviſoren wieder. Herr Hebeſtreit-

chersleben c. viel billiger

regun

Zeitz bleibt Verbandsdirektor. Der Voranſchlag für 1909 mit
ner Abſchlußſumme von 11 920 Mk. wurde genehmigt. Den
t des nächſten Verbandstages beſtimmt der Vorſtand. Ge

meldet hatten ſich Bad Köſen, Blankenburg und Gera.

Zeitz, Mai. M. d. R. Sommer iſt von den Freiſinnigen
in Görlitz als Landtagskandidat aufgeſtellt worden. Mittel
gegen Durchfall werden angekauft.

Weißenfels, 6. Mai. (E. B.) Gewerbegericht. Vor-
ſitzender Stadtrat Krauſe, Beiſitzer Gaſtwirt Hartmann und
Arbeiter Marke. Der Kellner Seewald klagte gegen den Wirt
des Volkshauſes wegen 7 Mk. rückſtändigen Lohnes. Kläger
zog jedoch die Klage zurück. Gegen dieſelbe Firma klagte der
Büfettior Brummer wegen kündigungsloſer Entlaſſung und
rückſtändigen Lohnes in Höhe von 102 Mk. Beklagter macht
Gegenforderungen in Höhe von 220,60 Mk. geltend. Wegen
dieſer Sache iſt gegen Br. Strafantrag wegen Unterſchlagung
geſtellt worden. Das Gericht kam deshalb zur Vertagung.Gegen den Echuhfabritanten Hohmann klagte der Zuſchneider

Roladies wegen kündigungsloſer Entlaſſung. Durch einen Ver
gleich erhält Kläger 7,60 Mk. Die Klage des Schnittpolierers

midt gegen Schuhfabrikant Schiele wurde vertagt und der
ruppe 1 überwieſen.
Weißenfeld, 6. Mai. Selbſtmord. Am Grabe ſeines

Kindes erſchoß ſich hier der r 7 Pfeffer aus der Saal-
ſtraße. Nach einem hinterlaſſenen Briefe hat Krankheit ihn in
den Tod getrieben. Auch ſollen wirtſchaftliche und familiäreSorgen ſeien Entſchluß gefördert haben. heit

rNaumburg, 56. Mai. E. B.) Nachfolger
Einem hieſigen Arbeiter, dem kürzlich die Frau geſtorben iſt,
ging vor der Beerdigung folgendes Schreiben zu.

Mitteilung vom ev. Pfarramt der Mori ege Herrn
a 7 rDurch Herrn Kanzler höre ich, daß Sie ſich um de a

Die Herren Geiſtlichen beklagen ſich oft über die Hetzer, dieW frommen Schäflein über das wahre Weſen der Kirche
aufklären. Sie liefern aber dieſen Hetzern ſelbſt das ſchönſte
Agitationsmaterial. Was iſt Chriſtentum, was die vielge
rühmte chriſtliche Nächſtenliebe, Geld iſt die Hauptſache! Be
zahlſt du nicht dafür, daß die Verſtorbene unter die Erde
kommt, ſo mag der Leib auf der Erde vermodern. Und einer
ſolchen Gemeinſchaft ſollen denkende Menſchen noch ange

hören
Almrich b. Naumburg, 6. Mai. (E. B.) Vom Auto getötet. er Höuſmorn Ullmann aus Seirgig Dherfuhr am

Sonntag nachmittag mit ſeinem Auto beim aſthof zur inde
einen zirka fünf Jahre alten Knaben. Das Kind ſtarb auf
dem Transport ins Krankenhaus. In kurzer Entfernung folg
ten zwei Algomobile aufeinander.“ Als das erſte r 77
wollte der Junge den Fahrdamm überſchreiten, wurde n och
von der Laterne des zweiten getroffen und zur S
dert. Der Anpral war ſo heftig, daß auch die Laterne in
Trümmer ging.

Merſeburg, 5. Mai. (E. B.) Der Ueberfall auf denPoli e amten reyer, worüber wir bereits berich-
tet haben, beſchäftigte heute die Strafkammer in Halle. Be
kanntlich ſind der Jnvalid Hermann Schütze, 26 Jahre alt
und der Schloſſer lhelm Dietrich, 28 Jahre alt, vom
hieſigen Schöffengericht zu einem Jahre ſechs Monaten bezw.
neun Monaten Gefängnis verurteilt worden. Sie ten ge
legentlich ihrer Feſtnahme in der Nacht zum 1. März dem

oliziften Widerſtand geleiſtet und ihn in lebensgefährdender
eiſe mißhandelt. Durch ihre Berufung vor dem Halleſchen

Landgericht verſuchten ſie eine mildere Beſtrafung zu erzielen.
Die Beweisaufnahme ergab aber, daß ſie in l acht,
von einem Bockbierfeſt aus dem Gaſt ur Weintraube kom-
mend, den Polizeibeamten ohne Anlaß inſultiert und dann er
heblich mißhandelt hatten. Als der Poliziſt ihre Namen feſt
ſtellen wollte, zog der eine Raufbold das Meſſer. Der Zolieiſt
zog darauf in der Abwehr den Säbel, erhielt dann aber mit
einem Schlagring einen Hieb gegen den Kopf, daß der Helm
zertrümert wurde und der Geſchlagene betäubt zu Bodenſtürzte. Unter dem Rufe: „Fetzt e drauf; der Hund muß
ſterben“, hatte man dann weitergeſchlagen. r Poliziſt war
längere Zeit krank, hat aber keine dauernden Folgen von dem
Ueberfall erlitten. Die Täter wollten in der Abwehr gehandelt
haben; ihre Berufungen wurden aber verworfen.

Merſeburg, 6. Mai. Mordverſuch und Selbſtmord.
Der 10 jährige Fleiſchergeſelle Hädecke, der ſeit längerer Zeit
mit der gleichaltrigen Tochter des Lohndieners Groh in Ver
kehr ſtand, verſuchte in der Sonntagnacht das Mädchen zu
erſchießen und tötete ſich dann ſelbſt durch einen Schuß in den
Kopf. Vorher hatten beide Lyſol getrunken. Die G. iſt ſchwer,
aber nicht lebensgefährlich verletzt. Grund zur Tat gab die
Nichtbilligung des Verhältniſſes durch die Eltern des H.

Röglitz, 5. Mai. (E. B.) Der e Bäckerge-
ſelle. Ein 834jähriger Bäckergeſelle, der gegenwärtig in Unter
röblingen weilt, hatte ſich in ſeiner Stellung bei einem hieſigen
Bäckermeiſter mit deſſen Gattin eingelaſſen. Das Liebesver-
hältnis blieb nicht ohne Folgen und die ungetreue Gattin des
Meiſters gebar ein Söhnchen, deſſen Vater nicht der Meiſter,
ſondern der Geſelle war. Als der Meiſter dies erfuhr, wurde
er ſehr bös auf ſein Weib und ließ ſich ſcheiden. Der Geſelle
ſtand nun dieſerhalb wegen Ehebruchs vor der Halleſchen Straf-
kammer. Er gab zu, mit des Meiſters Frau im Verkehr ge

zu haben, meinte aber, er ſei von der Meiſterin „durch
zrſpiege lungen falſcher Tatſachen“ derartig gereizt worden,

daß er habe nicht widerſtehen können. Der Staatsanwalt fand
die Tat ſehr übel und beantragte, da der Angeklagte die Gattin
ſeines „Brothecrn“ verführt habe, eine Gefängnisſtrafe von
ſechs Wochen. Das Gericht erkannte auf eine Woche Gefängnis,
da die Gattin des Meiſters jedenfalls auch nicht unſchuldig an
dem Vorgange geweſen zu ſein ſcheine.

Bitterfeld, 56, Mai. Mehrere Arten von „Bürgern“
muß es wohl hier geben, wenn man einem Eingeſandt im
Anzeiger Glauben ſchenken darf. Dort heißt es, daß der ein
pardon umgebildeten bürgerlichen Schützengeſellſchaft noch
einige beſſere Bürger beitraten. Nach Anſicht des Ein
ſenders gibt es alſo in Bitterfeld ſchlechte, gute, beſſere und
allerbeſte Bürger. Er gehört unzweifelhaft zur dritten Sorte.
Die neugebildete „beſſere“ Geſellſchaft will am nächſten Sonn
tag den „beſſeren“ Leuten durch eine Feſtivität das Geld in
der Taſche locker machen. Die unter den „beſſeren“ Bürgern
ſtehenden Einwohner, die nicht einer ſo exquiſiten Geſellſchaft
angehören, dürfen zu Hauſe bleiben. Jn welche Klaſſe würde
der Einſender jener Anzeigernotiz wohl kommen, wenn die
Klaſſifizierung nach geiſtiger Befähigung vor ſich ginge?

Gleſien, 5. Mai. (E. B.) Beim Spielen mit Zünd-
plätzchen verletzte ſich der 13jährige Schulknabe Korthaus von
hier ſchwer. Ein Finger der linken Hand wurde ihm voll
ſtändig herausgeriſſen, die übrigen Finger ſind ebenfalls ver
letzt. K. hatte die Zündplätzchen in einer leeren Patronen-
hülſe zur Exploſion gebracht.

Roitzſch, 5. Mai. Vom Autoüberfahren wurde auf der
Straße nach Wurzen der ſechsjährige Sohn des Gärtners Kurz.
Der Tod trat auf der Stelle ein. Jnhaber des Automobils iſt
der Fabrikant Lucke in Eilenburg. Wen die Schuld an dem
Unfall trifft iſt noch nicht aufgeklärt.

Wittenberg, 5. Mai. Von einem Blitzſchlag getroffen
wurde bei dem Gewitter in der vergangenen Nacht eine Scheune
in der Charlottenſtraße. Die Scheune und ein Wohnhaus
brannten bis auf die Mauern nieder. Der größte Teil des Jn
ventars iſt ein Raub der Flammen geworden.

Ein Herzſchlag traf in vergangener Nacht den Bäcker
meiſter Kraatz am Königsplatz, als er hörte, daß der Blitz ganz
in ſeiner Nähe eingeſchlagen habe. K. war ſofort tot.

Sangerhauſen, 6. Mai. Schwindlern zum Opfer gefallen
iſt eine hieſige Buchhandlung. Zwei Abonnentenſammler reich
ten bei ihr Beſtellungen ein und ließen ſich dann zirka 14 Mark
Proviſion auszahlen. Als die Beſtellungen erledigt werden
ſollten, ſtellte es ſich heraus, daß ſie fingiert waren. Die Buch
handlung erleichterte den beiden Schwindlern ihre Tätigkeit
dadurch, daß ſie keinerlei Legitimation von ihnen forderte.

Torgan, 56. Mai. Gleich und gleich Der „na-
tionalliberale Reichswahlverein“ hat in ſeiner Hauptverſamm
lung beſchloſſen, die Aufſtellung der Wahlmänner gemeinfam
mit den Konſervativen zu vollziehen. Als Kandidaten der Na
tionalliberalen gelten Gutsbeſitzer Graß und Major a. D. Bock
von Wülfingen. Eine feſtlegende Erklärung bezüglich des preu
ßiſchen Landtagswahlrechts ſoll von den Kandidaten nicht ge
fordert werden. Jſt auch gar nicht nötig. Die Stellung der
Herren zum Dreiklaſſenwahlrecht iſt hinreichend genug bekannt.

Blankenburg a. H., 56. Mai. Landfriedensbruch-
prozeß. Gar ſchreckliche Verbrechen gegen die heilige „Ord
nung ſollten die ſtreikenden Arbeiter Otto Palluk, Stanislaus
Palluck, Gußputzer Hermann Lamm, Arbeiter Fritz Wode, For
merlehrling Julius Schönebaum und Friedrich Enkelmann be-
gangen haben, weshalb gegen ſie ein Prozeß wegen Land-
friedensbruchs anhängig gemacht war. Am Sonnabend ver
handelte hierüber die erſte Landgerichtsſtrafkammer. Die bei-
den Erſtgenannten ſollten während des Streiks auf den Harzer
Werken die arbeitswillige Arbeiterin Anna Kotek durch Be
drohung, Anwendung körperlichen Zwanges uſw. zu zwingen
verſucht haben, ſich dem Streik anzuſchließen. Von der An
klage blieb aber auch rein gar nichts übrig. Nichts konnte den
Angeſchuldigten nachgewieſen werden, weshalb nach kurzer Be
ratung unter Uebernahme der Koſten auf die Staatskaſſe Frei
ſprechung erfolgte. Otto Palluck und die übrigen Angeklag-
ten ſollen weiter am 16. November bei Ankunft eines Arbeits
willigentransportes auf dem Bahnhofe die Arbeitswilligen mit
Totſchlag bedroht haben und auch ſich vor dem Hüttenwerke in
ähnlicher Weiſe betätigt haben. Das Gericht kam jedoch nach
45 ſtündiger Verhandlung zu dem Ergebnis, daß ein Ver-
gehen gegen S 158 der R.-G.-O. überhaupt nicht vorliege und
erkannte nur gegen Palluck wegen Beleidigung in zwei Fällen
auf 50 Mark und gegen Lamm wegen des gleichen Vergehens
auf 20 Mark Geldſtrafe. Die übrigen Angeklagten wurden

I unter Uebernahme der Koſten auf die Staatskaſſe freige-

ſprochen. Die „gutgeſinnte“ Preſſe iſt über dieſen Aus
gang des Prozeſſes nicht beſonders erbaut. Man hätte gar zu
gern einige Arbeiter auf Monate hinaus im Gefängnis geſehen.
Diesmal iſt's aber beim Wünſchen geblieben.

Aus den Gemeinden.
Wehlitz. Jn der Gemeindevertreterſitzung am 28. April

wurde bekanntgegeben, daß der Rechenſchaftsbericht 1907-—08
mit 2500 Mk. Ueberſchuß abſchließt. Jn die Rechnungsprü-
fungskommiſſion wurden Herr Beisker und Gen. Hüniger ge-
wählt. Ein Antrag des Bankdirektors BüchnerArtern, Legung
einer elektriſchen Leitung betreffend, wurde vorraufi g abge

lehnt. M.Greppin. Jn der Sitzung am 27. April ſtellten unſere Ge
noſſen den Antrag, die Einführung der Friſtwahl zur Land-
tagswahl zu beantragen. Der Antrag wurde zwecks Einholung
von zur nächſten Sitzung zurückgeſtellt. Die
Straße von der Anilinplanke bis Greppin ſoll grade gelegt
werden. Die Anlieger verlangen 700 Mk. pro Morgen. Dem
wurde zugeſtimmt. Dem Steinſetzmeiſter Köppe wurde zu den
Pflaſterungsarbeiten Kies bewilligt. Eine rege Debatte ent-
tand über die Lichtfrage. Unſere Genoſſen tadelten das Ver-

lten der Gasgeſellſchaft, die ſich nur an die Hausbeſitzer,
nicht auch an die Mieter gewandt hat. Ebenfalls wurde das
Verhalten des Gemeindedieners kritiſiert. Es ſoll nun eine
gemeinſchaftliche Sitzung in Wolfen ſtattfinden. Zur Waſſer-
angelegenheit teilte der Vorſteher mit, daß ſeitens des elektro-
chemiſchen Werkes I Einſpruch erhoben iſt. Acht Arbeiter
hätten erklärt, daß ſie gutes Waſſer haben. Wir können uns
dieſes „erklären“ wohl erklären. (1. 6.) F. P.

Reunter Verbandstag der Dachdecker.
Die Generalverſammlung fand in Mannheim ſtatt. Die

Mitgliederzahl betrug 1905 5880, 1907 iſt ſie auf 6684 ange
wachſen. 1906 und 1907 wurden 102 Lohnbewegungen gemeldet.
Die Erfolge waren befriedigend. Die Einnahme betrug in den
letzten zwei Jahren 247495 Mark. Jhr ſteht eine Aus-
gabe von 229050 Mark gegenüber. Die Anträge auf
Beſeitigung der Karenzzeit bei der Streikunterſtützung wurden
abgelehnt.

Es ſollen Gaubeamte auf Koſten der Zentrale angeſtellt wer
den und die Filialen ſolle zu dieſem Zwecke 5 Prozent ihrer
Einnahmen zahlen. Der Vorſtand ſoll bei wichtigen Ange-
legenheiten die Gauvorſtände zuſammenberufen. Der Ver-
bandstag beſchloß dann folgende Beitragsſkala: Bei einem
Stundenlohn von 42 Pfg. 40 Pfg. Beitrag, von 42 bis zu 47 Pfg.
45 Pfg., von 47 bis zu 52 Pfg. 50 Pfg., von 52 bis zu 57 Pfg.
55 Pfg., von 57 bis zu 62 Pfg. 60 Pfg., von 62 bis zu 67 Pfg.
65 Pfg., von 67 bis zu 72 Pfg. 70 Pfg. und von 72 Pfg. und
mehr Stundenlohn 75 Pfg. Beitrag. Anſtatt der Extrabeiträge
werden in Zukunft doppelte Beiträge erhoben. Mitglieder, die
vorübergehend in einem andern Beruf arbeiten, zahlen einen
Beitrag von mindeſtens 40 Pfg. Die erhöhten Sätze treten am
1. Juli 1908 in Kraft. Höppner (Berlin) beantragte Einfüh-
rung einer Krankenunterſtützung. Von einer Arbeitsloſen-
unterſtützung müſſe die Organiſation vorläufig abſehen. Er
ſchlug eine Erhöhung der Reiſe-, Umzugs- und Gemaßregelten-
unterſtützung vor. Bei der Abſtimmung wurde die Einführung
der Krankenunterſtützung mit 16 gegen 12 Stimmen angenomi-
men. Die Reiſeunterſtützung ſoll ſtatt wie bisher in Kilo-
meterberechnung in Tagegeldern geleiſtet werden. Umzugs-
unterſtützung wird in Höhe von 30 Mk. geleiſtet, wenn der
Arbeitsort gewechſelt wird. Die Sterbeunterſtützung wird nach
s2wöchiger Beitragszahlung von 20 bis zu 116 Mk. gezahlt nach
der jeweiligen Dauer der Mitgliedſchaft. Mit 18 gegen 10
Stimmen wurde beſchloſſen, die Zeitung vom 1. Januar 1909
ab wöchentlich erſcheinen zu laſſen, und zwar im alten Format.
Diehl Frankfurt a. M.) ſprach über den internationalen Kon-
greß. Dabei kam es zu einer lebhaften Auseinanderſetzung
über die Maifeier bzw. die Stellung der Generalkommiſſion
und des Parteivorſtandes. Es wurde eine andre Reglung der
Maifeier verlangt und an den nächſten Gewerkſchaftskongreß
ein Antrag geſtellt. Die Neuwahl des Verbandsvorſtandes er-
gab die Beſtätigung der bisherigen Verbandsfunktionäre, eben-
ſo des Redakteurs Hoch (Hanau). Der nächſte Verbandstag
findet 1910 in Dresden ſtatt.

Aus dem Reice.
Berlin. Die ſchwarzen Pocken. Die ſnſiakrige Toch

ter eines hier auf der Durchreiſe befindlichen braſilianiſchen
Dentiſten, iſt als pockenverdächtig in die ſeriga gebracht wor
den. 33 ohenſalza erkrankte ein polniſcher Vikar an ſchwar-
c z en. Er hatte im Krankenhauſe einen Pockenkranken
eſucht.

Wegen Totſchlages wurde vom Schwurgericht der
Oberförſter Lewandowsky unter Zubilligung mildernder Um
ſtände zu drei Jahren Gefängnis verurteilt. L. hatte in ſeiner
erliner Wohnung einen im Schlafzimmer ſeiner Frau befind

lichen Leutnant erſchoſſen.
Breslau. Seine 4 rau erwürgt hat in Altwaſſer der

r wurde verhaftet.Arbeiter Hoffmann.
Aſchaffenburg. Bahnunglück. Als vom Mainzer Schnell

zug einige Wagen an den Frankfurter Schnellzug angehängt
werden ſollten, fuhren dieſe mit er Wucht auf, daß ſieben
Reiſende leichte Verletzungen erlitten.

Vermiſchtes.
Des Kaiſers Bart. Das Wiesbadener Tageblatt

vom 29. April enthält Jnſerat:
Der Kaiſer kommt!!l

Die Barttracht Sr. tät iſt nicht
mehr ſteil nach oben gerichtet, ſondern
mehr ſeitwärts mit gebogener Spitze.
Meine geehrten Herren und Pa-
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e eine Tube
fg., bei Hof-
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leingeld bekommen,

Firma die 20 Mark unter ſt gang an zen die er verkneipte.
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Gerichtsſaal.

Schwurgericht,
Halle a. S., 5. Mat.

Zu der heutigen Sitzung waren zwei Sachen zur Verhand-
lung anberaumt. Den Vorſigz führte wieder Landgerichtsdirek-
tor Reuter. Die Anklage vertrat W Lindemann.
Verteidiger waren die Rechtsanwälte Meyer, Jordan
und Herzfeld. Mit der erſten Verhandlung gegen den
Häuer Wilhelm Läng rich aus Wettin, hat ſich bereits die
Strafkammer am 7. April d. J. zu beſchäftigen gehabt. Wie
wir damals berichteten, erklärte ſich die Strafkammer nach län
gerer Verhandlung für unzuſtändig und verwies die Sache vor
das Schwurgericht.
Längrich iſt ſeit drei Jahren Häuer auf der Grube Johan-

nishall bei Beeſenſtedt. Er gilt dort für einen fleißigen Ar
beiter. Er iſt 44 Jahre alt, verheiratet und Vater von fünf
Kindern. Mit ſeiner Frau lebt er leider in Zwietracht, wäh-
rend er „auf ſeine Kinder viel hält“. Seiner Behauptung nach
trägt die Frau die Schuld an dem ehelichen Unfrieden. „Die
mache alle Tage Krach und Krawall!“ Nach Ausſagen von
Hausgenoſſen ſoll jedoch Längrich ſelbſt der ſchuldige Teil
ſein, weil er öfter betrunken nach Hauſe komme. Längrich
beſtreitet ſolche alkoholiſchen Neigungen. Am Morgen des
19. Februar d. J. ſoll ſeine Frau nach einem neuen „Krach“
u ihm geäußert haben: „Du Aas mußt mal in den Schacht

ſtürzen!“ Dieſe liebloſen Worte will er ſich ſo ſehr zu Herzen
genommen haben, daß er beſchloß, ſich umzubringen. Als er
abends 11 Uhr den Schacht verließ, nahm er eine Taminit-
patrone und eine Zündſchnur mit nach Hauſe, trotz des ihm
wohlbekannten Verboies, daß die Grubenarbeiter keine Spreng-
ſtoffe aus dem Schachte tragen dürfen. Die Patrone und
Zündſchnur durfte er nach den Gepſlogenheiten auf der Grube,
deren Verwaltung den Arbeitern die Sprengſtoffe gegen Be
zahlung liefert, als ſein Eigentum betrachten. Auf dem Heim-
wege kehrte Längrich in einer Schenke ein und blieb darin bis

2 Uhr nachts. Er will in der Zeit nur drei bis vier Gläſer
Bier und einen Schnaps getrunken haben und daher nicht be-
vauſcht geweſen ſein. Beim Betreten ſeiner Wohnung ſoll er
ſeiner Frau und den Kindern zugerufen haben: „Jn zwei
Minuten fliegt ihr in die Luft!“ Er will aber nur geſagt
haben: „Jn zwei Minuten fliege ich in die Luft!“ Er habelediglich die Abſicht gehabt, h ſelbſt umzubringen, da er die

ewigen Streitereien mit ſeiner Frau ſatt gehabt habe. Ein
Mitbewohner des Hauſes wurde von einer Tochter des Läng-

geweckt und ängſtlich gebeten, doch einmal zu ihnen hin-
Auf Fu kommen, da ihr Vater ſie in die Luft ſprengen wolle.
Er rief ungläubig: „J, das iſt doch wohl nicht möglich!“ Als
aber auch die Frau mit einem Kinde auf dem Arm zu ihm
anz verängſtet herunterkam, eilte er in die Wohnſtube des
ängrich hinauf. Er ſah dieſen, mit der Taminitpatrone in

der Hand, vor der Lampe ſtehen und die Zündſchnur über
den Zylinder halten. Sofort ſprang er hinzu und entriß dem
Wahnwitzigen mit Hilfe der Frau die gefährliche Schnur.
Nach dem Gutachten eines ſachverſtändigen Grubenbeamten iſt
Taminit ein Sicherheitfsſprengſtoff, der weniger zerſtörend wirkt
als Dynamit. Hätte Längrich ſeinen unſeligen Entſchluß aus-
geführt, ſo würde er ſelbſt allerdings wahrſcheinlich getötet
worden ſein, die übrigen aber höchſtens verletzt. Jm Zimmer
würden wohl nur die Fenſter durch den Luftdruck zerſprengt
worden ſein.

Die Geſchworenen nahmen, wie auch der Staatsanwalt be-
ortete, nicht an, daß Längrich die Abſicht gehabt habe,

eine Familie umzubringen. Sie ſprachen ihn nur des Ver-
ehens gegen den S 9 des Geſetzes gegen den ver-

vHrecheriſchen und gemein gefährlichen Ge-
brauch von Sprengſtoffen ſchuldig. (Führen von

ohne polizeiliche Erlaubnis). Die geringſte
fe für dieſes Vergehen beträgt drei Monate Gefängnis.

Das Gericht erkannte antragsgemäß auf vier Monate, da der
Angekkagte als Bergmann die Pflicht habe, im Gebrauch von
Sprengſtoffen doppelt zu ſein und die darüber ge-
gebenen Beſtimmungen doppelt ſorgfältig zu beachten.

Folgen der Drückebergerei von der Alimentationspflicht.
Die zweite Verhandlung richtete ſich gegen den 21 jährigen

Schneider Friedrich Otto Kröchel aus Nelben bei Könnern
wegen wiſſentlichen Meineides und gegen den 23jährigen Schif-
fer Emil Schramm von ebenda, wegen Anſtiftung zum
Meineide. Den Anlaß zu den bedauerlichen Straftaten hat
ein Alimentationsprozeß gegeben. Eiderpſlichtverletzungen ge-
rade um ſolcher Prozeſſe willen kommen ziemlich häufig vor.
Kröchel war geſtändig, dreimal wider beſſeres Wiſſen vor den
Amtsgerichten in Alsleben und Torgau beſchworen zu haben,
daß er mit einem ledigen Mädchen, das durch den Schiffer
Schramm in andere Umſtände gebracht worden war, gleich
falls intim verkehrt habe, obwohl das nie der Fall ge-
weſen iſt.

Er will zu dem unſchönen Freundſchaftsdienſt durch Schramm
verleitet worden ſein. Schramm dagegen beſtreitet hartnäckig
jeden Anſtiftungsverſuch. Weder durch Worte noch durch Ge-

will er auf Kröchel eingewirkt haben. Kröchel iſt ſeit
ober v. J. Oekonomiehandwerker in der 3. Schwadron des

üringiſchen Huſarenregiments Nr. 12 in Torgau. Schramm
at an mehrere andere Bekannte verfängliche Briefe in der

Alimentationsangelegenheit geſchrieben. Ein Knecht verſicherte
vor Gericht, er habe beim Leſen des an ihn gerichteten Briefes
Per Eindruck gehabt, er gegen die Wahrheit ausſagen. Der

erteidiger Kröchels äußerte unter anderm, er ſei betreffs der
Glaubwürdigkeit von Zeugen in Alimentationsprozeſſen durch

ends werde mehr gelogen, und zwar auf beiden Seiten, als in
erartigen Prozeſſen. Kröchel iſt ein geiſtig etwas beſchränkter

Menſch, der ſich der Schwere ſeiner Straftat nur erſt ſehr all
mählich bewußt geworden iſt. Die Geſchworenen bejahten bei
Kröchel ſämtliche Schuldfragen, ſprachen dagegen Schramm derAnſtiftung zum Meineide nichtſchuldig. Stamm hatte daher

das Glück z auszugehen, während Kröchel zu einem
Jahre drei Monaten Gefängnis verurteilt wurde. Eine zehn
monatliche Zuchthausſtrafe wurde in Gefängnis umgewandelt.

Versammlungsberichte.
Unterröblingen. Eine von über 300 Perſonen beſuchte Pro

teſtverſammlung, welche ſich mit der Bedeutung des
1. Mai und den Vorgängen bei der Beerdigung des Gen. Hart-
mann beſchäftigte, fand hier am 3. Mai ſtatt. Gen. Budſchigk-
Halle hatte das Referat übernommen. Nachdem derſelbe über
den 1. Punkt referiert hatte, gab er über die Vorgänge bei der
Beerdigung folgendes bekannt:

Die Verbandskollegen des Verſtorbenen wollten die Muſik
bei der Beerdigung ſpielen laſſen. Der Amtsvorſteher erteilte
dazu keine Erlaubnis. Freunde, Verwandte und die Muſik
verſammelten ſich am Trauerhauſe. Jnzwiſchen hatten ſich
auch fünf Gendarmen, der Polizeiſergeant und der Pfarrer
eingefunden. Letzterer ſagte im Trauerhauſe: „Laſſen Sie
doch lieber nicht ſpielen.“ Als der Trauerzug ſich geordnet
hatte und die Bahre von den Trägern aufgehoben wurde, woll-
ten die Muſikanten ihre Tätigkeit beginnen. Jn demſelben
Augenblick kamen drei Gendarmen und der Poliziſt auf die
Muſſikanten zu und entriſſen ihnen die Jnſtrumente. Dieſe
wurden im Handgemenge z erbrochen und zertreten,
einzelne Meſſingteile wurden ſpäter aufgeleſen. Ein Mund-
ſtück flog über eine Mauer. Bei den Muſikern konnte manblutige Lippen und verletzte Finger wahrnehmen. Gen. Bud-
ſchigk nahm in ſeinen weiteren Ausführungen Bezug auf die in
Frage kommenden Paragraphen. Er kam zu dem Reſultat, daß
zunächſt eine Genehmigung zu dem Leichenbegängnis nicht ein-

eholt werden brauchte. Betreffs der Muſikbegleitung liegt die
ache anders, es muß nachgewieſen werden, daß es eine her-

gebrachte Sitte iſt, daß in dieſem Orte die Bergleute mit Muſik
beerdigt werden. Alles ohne Leidenſchaft und Haß betrachtet,
iſt anzunehmen, daß die Polizeiorgane zu weit gegangen ſind.
Lag etwas Strafbares vor, ſo war eine Siſtierung der Muſi-
kanten auch ſchon genügend. (Beifall.)

Jn der Diskuſſion kamen noch weitere Einzelheiten zur
Sprache. Ein überwachender Gendarm ſprach plötzlich während
der Ausführungen eines Redners in den Saal hinein. Er
wurde auf die Hausordnung aufmerkſam gemacht. Die Ver-
ſammlung nahm eine im Sinne des Referats gehaltene Reſo-

lution an. (5. 5.) BSozialdemokratiſcher Verein Hohenmölſen. Jn der ziemlich
gut beſuchten Verſammlung am 26. April wurde die Viertel-
jahrsobrechnung gegeben. An Einnahmen waren 255,94 Mark,
an Ausgaben (inkl. der an die Hauptkaſſe abgeführten 175 M.)
208,52 Mark zu verzeichnen. Beſtand iſt 47,42 Mark. Zur
Landtagswahl wurden die näheren Beſtimmungen bekannt ge-
geben und mehrere Genoſſen mit der Einſichtnahme in die
Liſten beauftragt. Ueber das neue Vereinsgeſetz entſtand eine
lebhafte Debatte. Ein Gemeindevertreter, der nicht ganz ein
wandfrei gehandelt haben ſoll, wurde zur nächſten Verſamm-
lung geladen. Jn der Lokalfrage wurde betont, mehr für die

Erringung von Lokalen zu tun. A. S.
Briefkaſten der Redaktion.

G. F. Nur als Preuße ſind Sie wahlberechtigt-
F. H. Das Armenatteſt befreit von ſämtlichen Koſten ein

e ger Zwangsvollſtreckung und der Ladung zum Offen
arungseid.

—-7--„ 7Versammlungs-Anzeiger.
Jn vorliegender Nummer werden folgende Verſammlungen

bekannt gegeben:

Zeitz: Gewerkſchafts-Kartell, Freitag, 8. Mai.
Aue: Sozialdemokratiſcher Verein, Sonnabend, 9. Mai.
Gaumnitz-Trebnitz: Gewerkſchafts-Verſammlung,

Sonntag, 10. Mai.
Holzweißig u. Umg.: Konſumverein, Mittwoch, 13. Mai.

Telephoniſcher Spezialdienſt des Volksbhlattes.

Madrid, 6. Mai. Elf Verlegern und Direktoren der bedeu-
tendſten Blätter hielten eine Verſammlung ab, in der eine Pro
teſtbewegung gegen das den Cortes vorligende Sprengſtoff
geſetz, das gleichzeitig ein Geſetz gegen die Freiheit der Preſſe
iſt, zu organiſieren. Jnzwiſchen dauern die Verhaftungen von
Journaliſten an. So wurde kürzlich ein bürgerlicher Redak-
teur verhaftet, der einen Artikel des ſpaniſchen Sozialiſten
führers Jgleſias abgedruckt hatte.

Budapeſt, 6. Mai. Jn der 1. ungariſchen Stahlfabrik explo
dierte ein Keſſel mit geſchmolzenem Stahl, wobei fünf Arbeiter
tödlich verletzt wurden.

Lille, 6. Mai. Jn einem Gaſthauſe wurde ein Mann Namens
Blanchard verhaftet, der im Verdachte ſteht, für Deutſchland

eine langjährige Erfahrung abſoluter Peſſimiſt geworden. Nir Spionagedienſte geleiſtet zu haben.

nalpolizei ſcharf bewacht.
Wien, 6. Mai.

gegen den Beſuch der deutſchen

erhielt.

gelegt wird.
Tage.

handlungen und Poſtanſtalten.

Luftſchiff erfunden haben

nichts mehr heilig.“

werden, damit der
in wieweit ſich die
werden.
holen.

werden. Wir erſuchen daher

des Fürſten, Dr. Gennrich, aus Liebenwalde.
mann, früherer Tiſchler Hermann Borchert aus Falkental,
welcher früher auf Schloß Liebenberg häufig mit Tiſchler
arbeiten beſchäftigt worden war, wurde eingehend vernommen.
Schloß Liebenberg wird übrigens nach wie vor von der Krimi-

Die drei tſchechiſchen
Marko und Dulibic meldeten eine Jnterpellation an, worin

WUrwähler zum Landtage
iſt jeder Preuße, der 24 Jahre alt, im Befſitze der
bürgerlichen Ehrenrechte iſt, ſeit ſechs Monaten in der
Gemeinde, in der er wählt, wohnt und zur Zeit der Auf-
ſtellung der Wählerliſte keine Armenunterſtützung aus
öffentlichen Mitteln empfängt.

Die Steuerfrage ſpielt dabei keine Rolle; alſo
anch wer gar keine Steuern zahlt, ift als Urwähler
in der dritten Klaſſe wahlberechtigt.

Auch Schlafburſchen ſind wahlberechtigt.

Man ſehe die Wählerliſte nach, wann ſie offen
Die Offenlegung erfolgt nur auf drei

Zeitgemäßes Erſtaunen.
genieur, wie kommt es, daß gerade Sie noch kein lenkbares

Jm Verein. Vorſitzender:
gung des Kameraden Meier ſtatt.
der Vergnügungskommiſſion, ſich dieſerhalb morgen zu einer
Beſprechung bei mir einzufinden.“

Letzke Nachrichten.
Berlin, 6. Mai. Großes Aufſehen erregt die geſtern in Lieben

berg erfolgte zweite Vernehmung des Fürſten Eulenburg. Die
Gerichtskommiſſion unter Führung des Unterſuchungsrichters
Landgerichtsdirektors Dr. Schmidt erſchien ganz unerwartet
auf Schloß Liebenberg. Bald darauf kam auch der Hausarzt

Der Handels-

Abgeordneten Klofac,

Bundesfürſten beim Jubiläum
Kaiſer Franz Joſefs proteſtiert wird.

London, 6. Mai. Jn Wolwedhampton hat geſtern die Erſatz
wahl für den in das Oberhaus übergetretenen Sir Fowles ſtatt-
gefunden. Der liberale Kandidat Thorne ſiegte mit 4740 Stim-
men über den unoniſtiſchen Kandidaten, welcher 4506 Stimmen

Bei der vorigen Wahl iſt der liberale Kandidat mit
einer Mehrheit von 3865 Stimmen gewählt worden.

Heiteres.
Aus den „Meggendorfer Blättern“, München. (Schönſtes und

billigſtes, farbig illuſtriertes Witzblatt für die Familie. Viertel-
jährlich 12 inhaltreiche Nummern nur 3 Mark bei allen Buch-

Probenummern gratis.)
„Sagen Sie, Herr Jn-

Die Verſuchung. Richter (zur Frau des wegen Dieb-
ſtahls Angeklagten) „Wie kam es denn, daß Jhr
talentierter Muſiker, ſo tief ſinken konnte?“ „Wiſſen S',
er hat halt 's Komponieren ang'fangen und da war ihm dann

ann, ein

„Dienstag findet die Beerdi-
Jch bitte die Herren von

Wahlkreis Torgau Liebenwerda.
An die örtlichen Vertrauensleute!

Von einigen Orten iſt der Bericht über die Vorarbeiten zur
Landtagswahl noch nicht eingegangen. Dies muß ſofort nachgeholt

n tand ein richtiges Bild erhält,
enoſſen an der Landtagswahl beteiligen

Alſo in den nächſten Tagen das Verſäumte nach-
Ferner machen wir die Vertrauensleute darauf auf

merkſam, daß in den nächſten Tagen das Flugblatt an die
einzelnen Orte verſandt wird. Dies muß ſofort verteilt

alle Parteigenoſſen, ſich recht
zahlreich ihren Vertrauensleuten zur Verfügung zu ſtellen,
damit das Flugblatt gut verbreitet werden kann.

Mühlberg, den 5. Mai 1908.
Der Zentralvorſtand,

J. A. Ernſt Winkler.
Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Die hertige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Barteigenoſſen!
Agitiert für das Volksblatt.
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Nur Solide,
bewährte Fubrtkate

Waschkörbe
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kenS 45 r r.S m S
leopold Nussbaum Gr. Ulrichstr. 60161.

Wirtschafterin, 3aynsburg.
Suche ſofort ordentliche Witwe

oder älteres Mädchen. (Ange-
nehme Stellung.) Offerten erb.
unter K. 30 an die Exped. d. Bl.
Käumfuhren jeder Art beſ. bill.

Fübngs Antuwen

Genossenscehaftsdruelkevoi.

W Sonntag den 10. Mai

Alb. Ackermann, Mühlberg 10. v
Es ladet freundlichſt ein

Makulatur verkauft die Adolf Reicharät. Turnvereln.

T. (Unterplan 5).

Staudesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd, Steinweg 2, 5. Mai.
Aufgeboten: Maler Lang-

hammer und Jda Brückner (Er
furt und Dachritzſtr. 13). Guts-
beſitzer Baumann und Elsbeth
Hochheim (Schünhagen u. Stein-
weg 2). Bäcker Noſenhahn und
Berta Berwein (Ammendorf u.
Dorotheenſtraße 12). Platzmſtr.
Märker und Marie Löbel (Ha-
fenſtraße 40 und Schenkenberg).
Arbeiter Schönbrodt und Berta
Nilius (Halle a. S. und Ob-
hauſen). Schmied Weidner und
Berta Medlau (Halle a. S. und
S r aſchinenmeiſter

ohn und Minna Hedrich (Halle
und Kirſchbach).

Eheſchlietzungen: Chemiker
Freyſold u. Berta Lange (Mag-
deburg und Schwetſchkeſtr. 2).
Friſeur Behrendt und FridaHartwig (Kleine Ulrichſtr. 35 u.
Auguſtaſtraße 3).

Geboren: Arbeiter Grunicke
Bandſäge-

ſchneider Krauſe T. (Klinik).
Kutſcher Kuhnt T. (Gr. Sand-
berg 13). Bahnarbeiter Mädkl
S. (Reideburgerſtraße 2). Arb.
Becker Sohn (Jakobſtraße 47).
Poſtboten Schliebe T. (Lange
ſtraße 17). Rangierer Gäbler

ſetzer Eichler S. (A. d. Schwemme
9. Lokomotivheizer Quindt S.
Meckelſtraße 14).

Geſtorben Kaufmann Todt
aus Deſſau, 58 J. S
Krankenhaus). Witwe Friederike
e eb. Schriener, 69 J.(Hackebornſtraße 4). Maurers
Schoßig aus Querfurt T., totgeb.
(Klinik). Kutſchers Kuhnt T.
3 Tage (Großer Sandberg 13).
Jnvalide Friedling aus Merſe-
burg, 24 J. Witwe Klara Ebel
geb. Edler, 61 J. (Jahnſtr. 2).
Kaufmann Teichmann, 34 Jahr
Leſſingſtraße 25c). Weichen-
ſtellers Gottſchalk Ehefr. Augnſte
r Scharf, 58 J. (Streiber-
traße 11).

Halle-Nord, Burgſtr. 38, 5. Mai.
Aufgeboten: Oberkellner

Heinebrodt und Roſa Hennicke
(Sophienſtr. 28). Fleiſcher Offer
mann u. B. Jablonski(Georgſt. 11).

Beboren: Bauführer Valz
S. Reilſtr. 124). Arb. Fiedler
T. (Böckſtr. 6). Lagerarbeiter
Bollin S. Leſſingſtr. 14). Ma-
ſchinenputzer Thiele T. (Georg
ſtraße 10). Zimmermann Hölzer
T. (Lettinerſtr. 1).

Geſtorben: Vorarbeiters Mo
rawe S., 1 J. (Saagleſtr. 5.
Witwe Klippe z Rühland, 76 J.
(Roſenſtr. 3). Witwe Hohyer geb.

S. Taubenſtraße 3). Schrift- Ohme, 69 J. (Lafontaineſtr. 14).
a Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S,
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